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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Dr. Fudis 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der stellvertretende Regie- 
rungssprecher Proteste der Ständigen Vertre- 
tung in Ost-Berlin ans Anlaß des sich häufen- 
den Schußwaffengebrauchs der Ostberliner 
Grenzwächter mit den Worten persiflierte, 
zwei bis dreimal in der Woche müsse Staats- 
sekretär Gaus neuerdings ein böses Gesicht 
auf setzen, weil Proteste aus getauscht werden, 
und muß — bejahendenfalls — unter derglei- 
chen Redensarten nicht die Wirkung der aus 
Anlässen ernstester Art übermittelten Pro- 
teste leiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 26. August 

Es gibt keine derartigen öffentlichen Äußerungen des stellver- 
tretenden Regierungssprechers. Er hat folglich auch die von dem 
Leiter der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der DDR vorgefragenen Proteste nicht 
persifliert. 

Mit dem Hinweis, daß Staatssekretär Gaus mehrmals in der 
Woche Gespräche mit Vertretern der DDR geführt hat, soll da- 
gegen gesagt werden, daß die Ständige Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland und ihr Leiter oft — sogar in den meisten 
Fällen — konstruktiv dazu beitragen, Ergebnisse zu erreichen, 
die den Menschen unmittelbar zugute kommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Sind bei der ersten Überholung des Kemkraft- 
Hoffie werks Biblis A dererartige Schwierigkeiten 

(FDP) aufgetreten, daß die Sicherheitsüberprüfungen 

und -genehmigungen überdacht werden müs- 
sen, und hat die Bundesregierung Kenntnis von 
eventuell weiteren Störungen des Kemkraft- 
werkbetriebs in Biblis? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 24. August 

In meiner Zuständigkeit für die kerntechnische Sicherheit und 
den Strahlenschutz bin ich von dem Minister für Wirtschaft 
und Technik des Landes Hessen als der auf Landesebene für die 
Aufsicht über das Kernkraftwerk Biblis zuständige atomrecht- 
lichen obersten Aufsichtsbehörde über die am Kernkraftwerk 
Biblis A aufgetretenen Schwierigkeiten informiert und mit Schrei- 
ben vom 18. August 1976 um Stellungnahme zur Wiederinbetrieb- 
nahme des Kernkraftwerks gebeten worden. Ich werde für meine 
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Urteilsbildung die mich beratende Reaktor-Sicherheitskommission 
in einer kurzfristig einzuberufenden Sondersitzung mit den 
Befunden während der Revision der Anlage, soweit sie sicher- 
heitstechnisch relevant sind, befassen. Vorbehaltlich des Ergeb- 
nisses dieser Beratung sehe ich derzeit keinen akuten Anlaß, die 
Sicherheitsüberprüfungen und -genehmigungen generell zu über- 
denken. Ich habe bereits vor dem Auftreten von .Schäden am 
Speisewasserbehälter des Kernkraftwerks Biblis, der als soge- 
nanntes konventionelles Anlagenteil nicht in das atomrechtliche 
Genehmigungsverfahren einbezogen war, eine Überprüfung des 
Umfangs der im Rahmen der atomrechtlichen Verfahren zu ge- 
nehmigenden Anlagenteile und -Systeme vor allem auch im 
Hinblick auf möglicherweise vorhandene sicherheitstechnische 
Wechselwirkungen zwischen dem konventionellen und dem 
nuklearen Teil eines Kernkraftwerks eingeleitet. Durch die Er- 
fahrungen in Biblis sehe ich mich in dieser Initiative bestätigt. 
Anläßlich der während der Revision des Blocks A auf getretenen 
bzw. festgestellten Schäden am Speisewasserbehälter habe ich 
bereits am 9. Juni 1976 eine Beratung in der Reaktor^Sicherheits- 
kommission herbeigeführt und vorsorglich am 10. Juni 1976 die 
atomrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden der Län- 
der auf gef ordert, eine rasche Überprüfung der Speisewasserbe- 
hälter in anderen Kernkraftwerken zu veranlassen. 

Ich habe Kenntnis von weiteren Störungen, die im Kernkraftwerk 
Biblis A während des Betriebs und bei den vorerwähnten Revi- 
sionsarbeiten auf ge treten sind bzw. festgestellt wurden, über die 
während des Betriebs im Jahr 1975 aufgetretenen Störungen 
habe ich die Arbeitsgruppe „Reaktorsicherheit und Strahlen- 
schutz" des Bundestagsinnenausschiusses mit Schreiben vom 
3. Mai 1976 und den Bundes tagsinnenaus schuß ;im Rahmen 
meines Berichts über typische Schadensfälle in Kernkraftwerken 
vom 11. Juni 1976 informiert. 

Die während des Revisionsstillstandes auf getretenen bzw. 'fest- 
gestellten Mängel am Block A sowie die getroffenen Abhilfe- 
und Reparaturmaßnahmen werden derzeit im Hinblick auf eine 
Entscheidung über die Wiederinbetriebnahme geprüft. Ich werde 
Ihnen über das Ergebnis (dieser Prüfung berichten, nachdem ich 
mich insbesondere von der Reaktor-Sicherheitskommission habe 
beraten lassen und mir ein abschließendes Urteil gebildet habe. 


3. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Mitarbeiter über welchen Zeitraum zu den 
Reparaturarb eiten eingesetzt werden mußten, 
und wie sehen diese Zahlen gegebenenfalls 
aus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 24. August 


Nach Abschalten des Kernkraftwerks Biblis, Block A, am 23. April 
1976 zum Zwecke der Revision wurden bis heute ca. 1300 Perso- 
nen für Revisions- und Reparaturarbeiten eingesetzt. Davon sind 
ca. 350 Personen Betriebsangehörige des Kernkraftwerks Biblis. 
In Anbetracht der Größe des Kernkraftwerks und der zu bewäl- 
tigenden Arbeiten erscheinen diese Personenzahlen nicht unge- 
wöhnlich hoch. 
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4. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Für welchen Zeiptunkt ist mit dem Abschluß 
der Arbeiten zur Ermittlung der Lärmschutz- 
zonen nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm für die Flughäfen Saarbrücken und 
Frankfurt/Main zu rechnen, und ist die Bun- 
desregierung gegebenenfalls bereit, im Inter- 
esse der betroffenen Bürger auf eine Beschleu- 
nigung der Arbeiten hinzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Hartkopf 
vom 24. August 


Die Bundesregierung hat, wie sie wiederholt dargelegt hat, dem 
Vollzug des Fluglärmgesetzes von Anfang an hohe Priorität 
zugemessen. Im zivilen Bereich hat sie — von den Verkehrs- 
flughäfen Saarbrücken und Frankfurt/Main abgesehen — alle 
erforderlichen Lärmschutzbereiche festgesetzt. Bei den beiden 
noch ausstehenden Lärmschutzbereichen ergibt sich folgendes 
Bild: 


1. Flughafen Saarbrücken 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Berechnung des 
Lärmschutzbereichs dieses Flughafens in den nächsten drei Wo- 
chen abgeschlossen werden kann. Nach Vorlage des für die Ver- 
kündung der Rechtsverordnung erforderlichen Kartenmaterials 
kann die Verordnung für die Festsetzung des Lärmschutzbereichs 
des Flughafens Saarbrücken voraussichtlich noch vor Jahresende 
dem Bundesrat zur Zustimmung vor gelegt werden. Die Festset- 
zung des Lärmschutzbereichs kann im Frühjahr 1977 erfolgen. 

2. Flughafen Frankfurt /Main 

Nach § 3 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm wird für die 
Festlegung des Lärmschutzbereichs von Art und Umfang des 
voraussehbaren Flugbetriebs auf der Grundlage des zu erwar- 
tenden Ausbaus des Flughafens ausgegangen. Die kürzlich ergan- 
genen Urteile des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs, die Fra- 
gen des Ausbaus des Flughafens Frankfurt betreffen, werden 
derzeitig zwischen der Bundesregierung und der Regierung des 
Landes Hessen erörtert, um baldmöglichst Klarheit über die zu- 
künftige Gestaltung des Flugbetriebs an diesem Flughafen zu 
erlangen und damit die Voraussetzungen für die Festsetzung der 
für die Berechnung des Lärmschutzbereichs erforderlichen Daten 
zu schaffen. Da derzeitig noch nicht alle relevanten Urteilsbe- 
gründungen vorliegen, kann für den Abschluß der Gespräche 
noch kein Zeitpunkt genannt werden. Die Bundesregierung ist 
sich aber ihrer Verpflichtung gegenüber der fluglärmbelasteten 
Bevölkerung am Frankfurter Flughafen zu einer möglichst 
raschen Festsetzung des Lärmschutzbereichs besonders bewußt. 
Sie ist um größtmögliche Beschleunigung bemüht. 


5. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Welche Absprachen bestehen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich 
über gegenseitige Informationen und Uber- 
wachungspläne bei nuklearen Stör- oder Un- 
fällen, und wer ist auf deutscher Seite für den 
Sicherheitsplan und seine eventuelle Durch- 
führung verantwortlich? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 23. August 

Der Bundesminister des Innern und der französische Minister für 
Industrie und Forschung haben in einem Verwaltungsabkommen 
eine engere Zusammenarbeit bei Fragen der Sicherheit kerntech- 
nischer Einrichtungen und des Strahlenschutzes vereinbart. Im 
Rahmen der hierzu geschaffenen deutsch-französischen Kommis- 
sion befaßt sich eine spezielle Arbeitsgruppe ausschließlich mit 
Fragen des Notfallschutzes. Auf deutscher Seite sind hierin auch 
die betroffenen Landesressorts aus Baden- Württemberg und 
nachgeordnete Behörden beteiligt. 

Die gegenseitige Information und die Abstimmung über Kata- 
strophenschutzpläne erfolgen im Rahmen dieser Kommission. 
Für die Aufstellung der Katastrgphenschutzpläne und die even- 
tuelle Durchführung von Katastrophenschutzmaßnahmen sind die 
Landkreise bzw. kreisfreien Städte verantwortlich, die Abstim- 
mung mit dem Nachbarstaat erfolgt auf der Ebene der Regie- 
rungspräsidenten. 


6. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erreichen, daß diese 
Fragen in einem deutsch-französischen Staats- 
vertrag verbindlich geregelt werden, und die 
Haftung des jeweiligen Verursachers auch 
über die Grenze hinweg sichergestellt ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 23. August 


Die Regelung gegenseitiger Information und Hilfe in einem 
deutsch-französischen Staatsvertrag ist möglich. Bisher hat sich 
jedoch die Tätigkeit der Arbeitsgruppe der Kommission als aus- 
reichende Grundlage für die gemeinsame Behandlung von Kata- 
strophenschutzfragen im Zusammenhang mit kem technischen An- 
lagen erwiesen. 

Die Haftung für grenzüberschreitende Schäden bei nuklearen 
Ereignissen ist zwischen Frankreich und der Bundesrepublik 
Deutschland bereits außerhalb des deutsch-französischen Staats- 
vertrags verbindlich geregelt. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat auf Grund des Gesetzes zu den Pariser und Brüsseler Atom- 
haftungs-Übereinkommen vom 8. Juli 1975 (Bundesgesetzbl. II 
S. 957) das Pariser Atomhaftungs-Übereinkommen nebst Zusatz- 
vereinbarungen ratifiziert (Bekanntmachung über das Inkraft- 
treten vom 4. Februar 1976 — Bundesgesetzbl. II S. 308), das 
neben anderen Staaten (z. B. Vereinigtes Königreich, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Italien) auch für Frankreich in Kraft ist. 
Danach haftet der Inhaber einer Kernanlage im Sinne des Ver- 
ursacherprinzips objektiv für Schäden infolge nuklearer Ereig- 
nisse, die auf seine Kernanlage zurückzuführen sind, zu den in 
den Übereinkommen näher dargelegten Bedingungen und in dem 
dort genannten Umfang, so daß eine bilaterale Haftungsverein- 
barung auf Grund der auf breiterer Grundlage bereits vorliegen- 
den Haftungsübereinkommen nicht erforderlich ist. Soweit die 
Übereinkommen den im Inland Geschädigten bei grenzüber- 
schreitenden Schäden geringere Schadensansprüche gewähren, 
als es nach dem deutschen Atomgesetz (AtG) der Fall ist, werden 
durch den Ausgleichsanspruch nach § 39 AtG die Geschädigten 
so gestellt, als ob das nukleare Ereignis im Inland eingetreten 
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wäre, so daß z. B. der durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Atomgesetzes vom 15. Juli 1976 (Bundesgesetzbl. I S. 1885) fest- 
gesetzte Haftung shöchstbe trag von 1 Milliarde DM (§ 31 AtG) 
auch bei grenzüberschreitenden Schäden bei Staaten finanziell 
abgesichert ist, die — wie Frankreich — keinen über das Pariser 
Atomhaftungs-Übereinkommen nebst Zusatzvereinbarungen hin- 
ausgehenden Haftungshöchstbetrag (120 Millionen Rechnungs- 
einheiten) in das nationale Recht eingeführt haben. 


Kann die Bundesregierung mitteilen, zu wel- 
chem Zeitpunkt auf Grund des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes zum Schutz vor schädli- 
chen Umweltverunreinigungen mit einer Ein- 
zelverordnung über die verbindlichen Meß- 
daten über den Grad der Luftverunreinigung 
und unzulässige Schadstoffe zu rechnen ist, so 
daß die Gemeinden endlich Eingriffsmöglich- 
keiten zum Schutz der Bevölkerung bei Luft- 
verunreinigung erhalten? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 23. August 

Die Bundesregierung hat in Durchführung des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes in der Ersten Allgemeinen Verwaltungs Vor- 
schrift (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft) vom 
28. August 1974 und in der Vierten Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift (Immissionsmessungen in Belastungsgebieten) vom 
8. April 1975 die Feststellung und Beurteilung von Luftverun- 
reinigungen eingehend geregelt. Darüber hinaus sind in den 
Richtlinien der Kommission „Reinhaltung der Luft" des Vereins 
Deutscher Ingenieure Analysen- und Meßverfahren zur Fest- 
stellung der wichtigsten Luftverunreinigungen festgelegt Auf 
der Grundlage der beiden Allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten und unter Hinzuziehung der Richtlinien der VDI-Kommission 
ist eine eindeutige und vergleichbare Feststellung und Beurtei- 
lung von Luftverunreinigungen durchführbar. 


7. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesergierung die „Richt- 
linie für den betriebsärztlichen und sicherheits- 
technischen Dienst in den Verwaltungen und 
Betrieben des Bundes" in Kraft zu setzen? 


9. Abgeordnete 

Müller 

(Remscheid) 

(CDU/CSU) 


Warum ist der § 16 des Arbeitssicherheits- 
gesetzes in den öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben noch nicht zur Anwendung gekom- 
men, und wann gedenkt die Bundesregierung, 
den Auftrag des Gesetzgebers nach baldiger 
Durchführung gerecht zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 31. August 

1. Die Bundesregierung sieht in der Verabschiedung und Ver- 
wirklichung des Arbeitssicherheitsgesetzes einen wichtigen 
Bestandteil der sozialen Reformpolitik. Sie hat zur Realisie- 
rung des Gesetzesauftrags nach § 16 des Arbeitssicherheits- 
gesetzes für den Bereich der öffentlichen Hand den Entwurf 
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einer „Richtlinie für den betriebsärztlichen und sicherheits- 
technischen Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des 
Bundes" erarbeitet. 

Offiziell ist der Richtlinienentwurf bisher nicht in Kraft ge- 
setzt worden. Die für eine einheitliche Anwendung im öffent- 
lichen Dienst erforderliche Abstimmung mit den Ländern 
konnte zum Bedauern der Bundesregierung noch nicht abge- 
schlossen werden, weil im Hinblick auf die Kostenfrage bei 
den meisten Ländern kurzfristig noch keine Entscheidung zu 
erwarten ist. 

2. Unabhängig davon ist aber mit den Bundesressorts Einverneh- 
men erzielt worden, daß der Richtlinienentwurf in den Bun- 
desverwaltungen schon jetzt angewendet wird, soweit ent- 
sprechendes Personal und geeignete ärztliche und technische 
Einrichtungen vorhanden sind und soweit damit kein zusätz- 
licher Personal- und Kostenaufwand verbunden ist. Hiernach 
wird bereits verfahren. Beispielsweise nimmt der ärztliche 
und soziale Dienst der obersten Bundesbehörden die Auf- 
gaben nach idem Richtlinienentwurf wahr. 


10. Abgeordneter 

Fellermaier 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Erleichte- 
rung des touristischen Reiseverkehrs innerhalb 
der EG, dem Beispiel Großbritanniens folgend, 
auf Großflughäfen und stark frequentierten 
Grenzübergängen Sonder Schalter für eine ver- 
einfachte Kontrolle von EG-Bürgern einzu- 
richten, wie es in Heathrow erfolgreich ge- 
handhabt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 25. August 

Ich habe in letzter Zeit mehrfach geprüft, ob zur Durchführung 
der grenzpolizeilichen Kontrolle für Angehörige der EG-Staaten 
und für Nicht-EG-Angehörige gesonderte Abfertigungsstellen 
eingerichtet werden sollen. Mit einer solchen Regelung würde 
auch optisch hervorgehoben werden, daß Angehörige der EG- 
Staaten im Bereich der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
eine größere Freizügigkeit besitzen als Angehörige anderer 
Staaten. 

An Landstraßenübergängen käme eine solche Regelung nur dort 
in Betracht, wo auf Grund des Verkehrsaufkommens auf mehre- 
ren Fahrbahnen abgefertigt werden muß, also hauptsächlich an 
den großen Autobahnübergängen. Auch hier sind, von Spitzen- 
zeiten des Verkehrs abgesehen, in der Regel nur zwei Fahr- 
bahnen geöffnet. An diesen Übergangsstellen ist der Anteil der 
Reisenden aus den EG-Staaten um ein Vielfaches höher als der 
Anteil der Angehörigen von Nicht-EG-Staaten. Im Ergebnis 
würde eine Trennung deshalb nicht zu einer Bevorzugung, son- 
dern zu einer Benachteiligung der Angehörigen der EG-Staaten 
führen können. 

Eine Ausnahme würde sich nur ergeben bei den Übergängen zur 
Schweiz und nach Österreich wegen des verhältnismäßig großen 
Anteils von Schweizern und Österreichern an dem Gesamtver- 
kehr. Ich hielte es aber für falsch, an diesen Grenzübergangs- 
stellen gerade die Angehörigen befreundeter Nachbarstaaten 
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einer Sonderbehandlung zu unterwerfen, zumal es sich zum Teil 
um Personen handelt, die aus beruflichen Gründen regelmäßig 
die Grenze überqueren müssen. 

Eine getrennte Abfertigung könnte demnach nur auf größeren 
Flughäfen vorgesehen werden, wo die Zahl der Angehörigen von 
Nicht-EG-Staaten in einem angemessenen Verhältnis zu der Zahl 
der Reisenden aus EG-Staaten steht, wie dies auch auf dem von 
Ihnen als Beispiel genannten Flughafen Heathrow in Großbritan- 
nien der Fall ist. Auf den deutschen Verkehrsflughäfen ist in 
den vergangenen Jahren die grenzpolizeiliche Kontrolle auf 
Drängen der Flughafenverwaltungen und der Fluggesellschaften 
jedoch in starkem Maße dezentralisiert worden. Die Kontrolle 
findet unmittelbar am Flugsteig statt. Dort lassen in aller Regel 
die räumlichen Verhältnisse die Errichtung von zwei Abferti- 
gungspositionen nicht zu. Unter Berücksichtigung dieses Um- 
stands ist eine getrennte Abfertigung nur noch auf dem Flug- 
steig B des Flughafens Frankfurt/Main möglich, wo noch eine 
zentrale Abfertigung erfolgt. Von seiten der Flughafenverwal- 
tung Frankfurt/Main wird jedoch geltend gemacht, daß durch 
eine solche Trennung angesichts der örtlichen Verhältnisse auf 
dem Flugsteig ein mehrfaches Kreuzen von Fluggastströmen nicht 
zu vermeiden sein würde, was letztlich zu Lasten der Übersicht- 
lichkeit und damit auch der Bequemlichkeit des Flugreiseverkehrs 
ginge. Aus diesem Grunde ist bisher von der Einführung von 
getrennten Abfertigungspositionen auch auf dem Flughafen 
Frankfurt/Main abgesehen worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der „Angehörigenklauser' des § 11 
Nr. 4 der Allgemeinen Bedingungen für die 
Kraftfahrtversicherung (AKB), und hält sie 
diese Klausel vor allem in Ansehung des 
neuen Eherechts noch für tragbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 18. August 

Nach § 11 Nr. 4 AKB sind Haftpflichtansprüche von Angehörigen 
des Versicherungsunternehmers, denen er auf Grund gesetzlicher 
Verpflichtung zur Zeit des Versicherungsfalles Unterhalt ge- 
währt, von der Kraftfahrtversicherung ausgeschlossen. Für die 
Einführung der Angehörigenklausel im Jahr 1940 sind zwei 
Gründe bekannt: Einmal wurde ein kollusives Zusammenwirken 
der am Schadensfall beteiligten Angehörigen zum Nachteil des 
Versicherers und damit zugleich der Gemeinschaft der Versicher- 
ten befürchtet. Zum anderen wurde argumentiert, der Schaden 
eines vom Versicherungsnehmer unterhaltenen Angehörigen sei 
in Wirklichkeit kein Fremdschaden, sondern ein eigener Ver- 
mögensschaden des Versicherungsnehmers, weil letzterer dafür 
im Rahmen seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht einzustehen 
habe. 
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Seit Jahren wird in der Öffentlichkeit (zuletzt in der ZDF-Sen- 
dung „Reklamationen" am 8. Dezember 1975) und in der wissen- 
schaftlichen Diskussion (vgl. unter anderem Fleischmann in „Ver- 
sieh erungsr echt" 1952/380; Clauß in „Versidierungsrecht" 1959/ 
414; Bauer in „Zeitschrift für Rechtspolitik" 1972/325; Jayme in 
„Die Familie im Recht der unerlaubten Handlung", 1971, S. 200; 
Klingmüller in „Deutsches Autorecht" 1972/296; Sennekamp in 
„Zeitschrift für Rechtspolitik" 1976/89) die Forderung nach Be- 
seitigung oder zumindest Einschränkung der Angehörigenklausel 
erhoben. Der Bundesgerichtshof hat in seinem Urteil vom 
10. Juli 1974 (Versicherungsrecht 1974/1117) angedeutet, daß die 
Angehörigenklausel möglicherweise auf rechtliche Bedenken 
stößt, die ihre Anwendung schlechthin ausschließen könnten; er 
hat diese Frage jedoch bisher unentschieden gelassen, weil er im 
gegebenen Fall die Voraussetzungen des — nach seiner Auf- 
fassung jedenfalls eng auszulegenden - — Ausschlußtatbestandes 
nicht für gegeben hielt. 

Der Versicherungsausschluß gemäß § 11 Nr. 4 AKB führt zu dem 
befremdlichen Ergebnis, daß Versicherungsschutz gegenüber 
Haf tpf licht ansprüchen der Ehefrau nur gewährt wird, wenn diese 
berufstätig ist oder sonst eigenes Einkommen hat, nicht wenn sie 
sich nur als Hausfrau betätigt. Diese Unterscheidung muß umso 
befremdlicher wirken, als die Frau (ab 1. Juli 1977 „der haus- 
haltsführende Ehegatte") die Verpflichtung, durch Arbeit zum 
Unterhalt der Familie (und damit auch zum eigenen) beizutra- 
gen, in der Regel durch die Führung des Haushalts erfüllt (§ 1360 
Satz 2 BGB). Hinzu kommt ferner, daß die mit dem Versiche- 
rungsnehmer nicht verheiratete Lebensgefährtin, auch wenn sie 
ganz von ihm Unterhalt bezieht, Versicherungsschutz erhält, da 
dieser Unterhalt nicht auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung 
geleistet wird. Eine Kollusionsgefahr ist an sich zwar nicht aus- 
zuschließen, obgleich sie insbesondere bei den wirtschaftlich ins 
Gewicht fallenden Unfällen mit Personenschäden wenig prakti- 
sche Bedeutung haben dürfte. Sie besteht jedoch in gleicher 
Weise bei Angehörigen, denen der Versicherungsnehmer im 
Zeitpunkt des Schadensfalles keinen Unterhalt gewährt hat. 

Aus diesen Gründen hat der Verband der Haftpflicht-, Unfall- 
und Kraftverkehrsversicherer e. V. zu Anfang des Jahrs 1976 an 
seine Mitglieder die Empfehlung gerichtet, bei dem nach § 4 
Abs. 1 des Pflichtversicherungsgesetzes zuständigen Bundesauf- 
sichtsamt für das Versicherungswesen die Genehmigung für eine 
Änderung des § 1 1 Nr. 4 AKB zu beantragen. 

Der Vorschlag des HUK-Verbands sieht folgende Neuformulie- 
rung des § 11 Nr. 4 AKB vor; 

„Ausgeschlossen von der Versicherung sind: 

4. Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer von 
Angehörigen, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, 
soweit der Schaden durch Leistungen eines Sozialversiche- 
rungsträgers, durch Fortzahlung von Dienst- oder Amtsbe- 
zügen, Vergütung oder Lohn oder durch Gewährung von 
Versorgungsbezügen ausgeglichen wird, sowie Hatfpflichtan- 
sprüche von Sozialversicherungsträgem gegen den Versiche- 
rungsnehmer aus Schadensfällen »dieser Angehörigen." 

Danach würde es in Zukunft nicht mehr darauf ankommen, ob 
einem Angehörigen auf Grund gesetzlicher Verpflichtung Unter- 
halt gewährt wird. Es würden über die geltende Regelung hinaus 
folgende Schadensersatzansprüche versichert sein: 
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— • Ansprüche eines Ehegatten ohne eigenes Einkommen, also 
insbesondere Ansprüche einer nicht berufstätigen Ehefrau 
gegen den versicherten Ehemann, 

— Ansprüche von Kindern, die unterhaltsberechtigt sind und 
Unterhalt beziehen, gegen die versicherten Eltern, 

— Ansprüche von sonstigen unterhaltsberechtigten Angehöri- 
gen einer versicherten Person, die von dieser Unterhalt be- 
beziehen (Angehörige in gerader Linie). 

Der Ausschluß soll allerdings nur für die persönlichen Ansprüche 
der Angehörigen entfallen, nicht dagegen für Regreßansprüche 
von Sozialversicherungsträgern, öffentlichen Dienstherren oder 
Arbeitgebern wegen eines Schadens, den eine versicherte Person 
einem mit ihr in häuslicher Gemeinschaft lebenden Angehörigen 
zufügte. Der Vorschlag entspricht insoweit der bereits heute 
bestehenden Rechtslage: Nach feststehender Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs findet kein Übergang von Schadensersatzan- 
sprüchen gemäß § 1542 RVO bzw. den entsprechenden Vorschrif- 
ten der Beamtengesetze statt, wenn es sich bei Schädiger und 
Geschädigtem um Angehörige handelt, die in häuslicher Gemein- 
schaft leben (Urteile vom 11. Februar 1964 in „Versicherungs- 
recht" 1964/391, vom 8. Januar 1965 in „Neue Juristische Wo- 
chenschrift" 1965/907, vom 9. Januar 1968 in „Neue Juristische 
Wochenschrift" 1968/649). Ferner soll der Ausschluß lediglich für 
Personenschäden beseitigt werden. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Angehörigen- 
klausel des § 11 Nr. 4 AKB in einer den modernen Anschauungen 
vom Verhältnis der Ehegatten zueinander — die auch dem neuen 
Eherecht zugrundeliegen — entsprechenden Weise geändert 
würde. Da es sich bei den AKB jedoch nicht um Rechtsnormen, 
sondern um Allgemeine Geschäftsbedingungen der Versicherer 
handelt, bei deren Ausgestaltung die Bundesregierung nur über 
die Aufsicht durch das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
wesen mitwirken kann, soll zunächst abgewartet werden, zu 
welchem Ergebnis die gegenwärtigen konkreten Änderungsbe- 
strebungen der Versicherungswirtschaft führen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt unterliegen die AKB aber wie alle Geschäftsbedin- 
gungen im Streitfälle der Kontrolle durch die Gerichte, die durch 
das Gesetz über Allgemeine Geschäftsbedingungen, mit dessen 
Verabschiedung noch in dieser Legislaturperiode zu rechnen ist, 
noch erheblich verstärkt werden wird. 


12. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung angesichts der 600 
Dr. Holtz Kinder, die jährlich in der Bundesrepublik 

(SPD) Deutschland zu Tode gequält werden, und der 

30 000 durch Prügel schwer verletzten Kinder 
einen Anlaß, eine Initiative zur Verschärfung 
der dem Schutze von Kindern dienenden Straf- 
vorschriften zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 25. August 

Die Bundesregierung hat zur Problematik von Kindesmißhand- 
lungen und ihrer wirksamen Bekämpfung in den letzten Jahren 
wiederholt im Bundestag, zuletzt in ihrer Antwort vom 10. März 
1975 auf eine Große Anfrage (Drucksache 7/3340), Stellung ge- 
nommen. Sie hat dabei mehrfach hervorgehoben, daß das Problem 
nicht in einem Mangel an geeigneten Strafvorschriften liegt. 
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§ 223 b StGB ist der Haupttatbestand gegen Kindesmißhand- 
lungen. Er stellt das Quälen oder rohe Mißhandeln von Kindern 
oder Jugendlichen sowie das Schädigen ihrer Gesundheit durch 
böswillige Vernachlässigung von Sorgepflichten unter Strafe. 
Der Strafrahmen reicht von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
Freiheitsstrafe. In besonders schweren Fällen ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren, in minder schweren 
Fällen Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Dane- 
ben ist § 170 d StGB zu nennen. Die durch das Vierte Gesetz zur 
Reform des Strafrechts vom 23. November 1973 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1725) besser gefaßte Vorschrift schützt Kinder und Jugend- 
liche bis zu 16 Jahren gegen Vernachlässigung von Fürsorge- 
und Erziehungspflichten, wenn dadurch die Gefahr körperlicher 
oder physischer Entwicklungsschäden hervorgerufen wird. Sie 
sieht Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe vor. 
Bei Kindesmißhandlungen mit tödlichem Ausgang können je nach 
Sachlage die Tatbestände der §§ 211 bis 213, 217 StGB über vor- 
sätzliche Tötung oder die Vorschriften der §§ 222, 226 StGB, die 
fahrlässige Tötung betreffen, anwendbar sein. Die Strafrahmen 
der genannten Vorschriften erlauben eine ausreichende Bestra- 
fung von Kindesmißhandlungen. Eine Änderung dieser Regelun- 
gen ist daher nicht notwendig. 

Zur Klarstellung möchte ich noch darauf hinweisen, daß die in der 
Frage genannten Jahreszahlen für Kindesmißhandlungen nicht 
als gesichert angesehen werden können. Sie beruhen weitgehend 
auf nicht näher nachprüfbaren Schätzungen. Darauf ist in früheren 
Antworten der Bundesregierung ebenfalls hingewiesen worden. 


13. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Auslegung des 
§ 11 Nr. 4 der Allgemeinen Bedingungen für 
die Haftpflichtversicherung über den Aus- 
schluß nichterwerbstätiger Ehefrauen von den 
Haftpflichtansprüchen des versicherten Ehe- 
manns bei einem vom Ehemann verursachten 
Autounfall für vereinbar mit dem neuen 
§ 1360 BGB, wonach ein Ehegatte seine Ver- 
pflichtung zum Unterhaltsbeitrag in der Regel 
durch die Führung des Haushalts erfüllt? 


14. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß mit Inkrafttreten des Ersten Eherechts- 
reformgesetzes zum 1. Juli 1977 der Ausschluß 
der Haftpflichtversicherung einer nichterwerbs- 
tätigen Ehefrau ersatzlos gestrichen und damit 
auch nichterwerbstätige Ehefrauen Ansprüche 
gegen die Haftpflichtversicherung des Ehe- 
manns bei Unfall geltend machen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 25. August 

Nach § 11 Nr. 4 AKB sind Haftpflichtansprüche von Angehörigen 
des Versicherungsnehmers, denen er auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung zur Zeit des Versicherungsfalles Unterhalt gewährt, 
von der Kraftfahrtversicherung ausgeschlossen. Für die Einfüh- 
rung der Angehörigenklausel im Jahr 1940 sind zwei Gründe 
bekannt: Einmal wurde ein kollusives Zusammenwirken der am 
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Schadensfall beteiligten Angehörigen zum Nachteil des Versi- 
cherers und damit zugleich der Gemeinschaft der Versicherten 
befürchtet. Zum anderen wurde argumentiert, der Schaden eines 
vom Versicherungsnehmer unterhaltenen Angehörigen sei in 
Wirklichkeit kein Fremdschaden, sondern ein eigener Vermö- 
gensschaden des Versicherungsnehmers, weil letzterer dafür im 
Rahmen seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht einzustehen habe. 

Seit Jahren wird in der Öffentlichkeit (zuletzt in der ZDF-Sen- 
dung „Reklamationen" am 8. Dezember 1975) und in der wissen- 
schaftlichen Diskussion (vgl. unter anderem Fleischmann in „Ver- 
sicherungsrecht" 1952/380*, Clauß in „Versicherungsrecht" 1959/ 
414; Bauer in „Zeitschrift für Rechtspolitik" 1972/325; Jayme in 
„Die Familie im Recht der unerlaubten Handlung", 1971, S. 200; 
Klingmüller in „Deutsches Autorecht" 1972/296; Sennekamp in 
„Zeitschrift für Rechtspolitik" 1976/89) die Forderung nach Be- 
seitigung oder zumindest Einschränkung der Angehörigenklausel 
erhoben. Der Bundesgerichtshof hat in seinem Urteil vom 10. Juli 
1974 (Versicherungsrecht 1974/1117) angedeutet, daß die Ange- 
hörigenklausel möglicherweise auf rechtliche Bedenken stößt, die 
ihre Anwendung schlechthin ausschließen könnten; er hat diese 
Frage jedoch bisher unentschieden gelassen, weil er im gegebe- 
nen Fall die Voraussetzungen des — nach seiner Auffassung 
jedenfalls eng auszulegenden — Ausschlußtatbestandes nicht für 
gegeben hielt. 

Der Versicherungsausschluß gemäß § 11 Nr. 4 AKB führt zu dem 
befremdlichen Ergebnis, daß Versicherungsschutz gegenüber 
Haftpflichtansprüchen der Ehefrau nur gewährt wird, wenn diese 
berufstätig ist oder sonst eigenes Einkommen hat, nicht wenn sie 
sich nur als Hausfrau betätigt. Diese Unterscheidung muß umso 
befremdlicher wirken, als die Frau (ab 1. Juli 1977 „der haus- 
haltsführende Ehegatte") die Verpflichtung, durch Arbeit zum 
Unterhalt der Familie (und damit auch zum eigenen) beizutragen, 
in der Regel durch die Führung des Haushalts erfüllt (§ 1360 
Satz 2 BGB). Hinzu kommt ferner, daß die mit dem Versicherungs- 
nehmer nicht verheiratete Lebensgefährtin, auch wenn sie ganz 
von ihm Unterhalt bezieht, Versicherungsschutz erhält, da dieser 
Unterhalt nicht auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung ge- 
leistet wird. Eine Kollusionsgefahr ist an sich zwar nicht auszu- 
schließen, obgleich sie insbesondere bei den wirtschaftlich ins 
Gewicht fallenden Unfällen mit Personenschäden wenig prakti- 
sche Bedeutung haben dürfte. Sie besteht jedoch in gleicher 
Weise bei Angehörigen, denen der Versicherungsnehmer im 
Zeitpunkt des Schadensfalles keinen Unterhalt gewährt hat. 

Aus diesen Gründen hat der Verband der Haftpflicht-, Unfall- 
und Kraftverkehrsversicherer e. V. zu Anfang des Jahrs 1976 an 
seine Mitglieder die Empfehlung gerichtet, bei dem nach § 4 
Abs. 1 des Pflichtversicherungsgesetzes zuständigen Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungswesen die Genehmigung für 
eine Änderung des § 11 Nr. 4 AKB zu beantragen. 

Der Vorschlag des HUK- Verbands sieht folgende Neuformulie- 
rung des § 11 Nr. 4 AKB vor: 

„Ausgeschlossen von der Versicherung sind: 

4. Haftpflichtansprüche gegen die Versicherungsnehmer von An- 
gehörigen, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, so- 
weit der Schaden durch Leistungen eines Sozialversicherungs- 
trägers, durch Fortzahlung von Dienst- oder Amtsbezügen, 
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Vergütung oder Lohn oder durch Gewährung von Versor- 
gungsbezügen ausgeglichen wird, sowie Haftpflichtansprüche 
von Sozialversicherungsträgern gegen den Versicherungsneh- 
mer aus Schadensfällen dieser Angehörigen." 

Danach würde es in Zukunft nicht mehr darauf ankommen, ob 
einem Angehörigen auf Grund gesetzlicher Verpflichtung Unter- 
halt gewährt wird. Es würden über die geltende Regelung hin- 
aus folgende Schadensersatzansprüche versichert sein: 

— Ansprüche eines Ehegatten ohne eigenes Einkommen, also 
insbesondere Ansprüche einer nicht berufstätigen Ehefrau 
gegen den versicherten Ehemann, 

— Ansprüche von Kindern, die unterhaltsberechtigt sind und 
Unterhalt beziehen, gegen die versicherten Eltern, 

— Ansprüche von sonstigen unterhaltsberechtigten Angehörigen 
einer versicherten Person, die von dieser Unterhalt beziehen 
(Angehörige in gerader Linie). 

Der Ausschluß soll allerdings nur für die persönlichen Ansprüche 
der Angehörigen entfallen, nicht dagegen für Regreßansprüche 
von Sozialversicherungsträgern, öffentlichen Dienstherren oder 
Arbeitgebern wegen eines Schadens, den eine versicherte Person 
einem mit ihr in häuslicher Gemeinschaft lebenden Angehörigen 
zufügte. Der Vorschlag entspricht insoweit der bereits heute 
bestehenden Rechtslage: Nach feststehender Rechtsprechung des 
Bundesgerichsthofs findet kein Übergang von Schadensersatzan- 
sprüchen gemäß § 1542 RVO bzw. den entsprechenden Vor- 
schriften der Beamtengesetze statt, wenn es sich bei Schädiger 
und Geschädigtem um Angehörige handelt, die in häuslicher 
Gemeinschaft leben (Urteile vom 11. Februar 1964 in „Versiche- 
rungsrecht" 1964/391, vom 8. Januar 1968 in „Neue Juristische 
Wochenschrift" 1965/907, vom 9. Januar 1968 in „Neue Juristi- 
sche Wochenschrift" 1968/649). Ferner soll der Ausschluß ledig- 
lich für Personenschäden beseitigt werden. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Angehörigen- 
klausel des § 1 1 Nr. 4 AKB in einer den modernen Anschauun- 
gen vom Verhältnis der Ehegatten zueinander — die auch dem 
neuen Eherecht zugrundeliegen — entsprechenden Weise ge- 
ändert würde. Da es sich bei AKB jedoch nicht um Rechtsnor- 
men, sondern um Allgemeine Geschäftsbedingungen der Ver- 
sicherer handelt, bei deren Ausgestaltung die Bundesregierung 
nur über die Aufsicht durch das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen mitwirken kann, soll zunächst abgewartet 
werden, zu welchem Ergebnis die gegenwärtigen konkreten 
Änderungsbestrebungen der Ve rsi che rungs Wirtschaft führen. Bis 
zu diesem Zeitpunkt unterliegen die AKB aber wie alle Ge- 
schäftsbedingungen im Streitfälle der Kontrolle durch die Ge- 
richte, die durch das Gesetz über Allgemeine Geschäftsbedingun- 
gen, mit dessen Verabschiedung noch in dieser Legislaturperiode 
zu rechnen ist, noch erheblich verstärkt werden wird. 


15. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Wie nimmt die Bundesregierung zu den Be- 
strebungen Stellung, die lebenslange Frei- 
heitsstrafe abzuschaffen oder die Aussetzung 
des Vollzugs lebenslanger Freiheitsstrafen 
nach zwölf oder fünfzehn Jahren gesetzlich 
vorzusehen, und welche Auswirkungen hätte 
eine derartige Änderung des geltenden Rechts 
auf die Ab schreckungs Wirkung der betroffenen 
und der übrigen Straftatbestände? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 1. September 


Als der Parlamentarische Rat im Jahr 1949 mit Artikel 102 GG 
die Todesstrafe für die Bundesrepublik Deutschland abschaffte, 
bestand kein Zweifel, daß nur die lebenslange Freiheitsstrafe an 
ihre Stelle treten konnte. In der Folgezeit hat der Bundesgesetz- 
geber diese Strafe wiederholt in seinen Willen aufgenommen, 
so durch das Dritte Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) und das Erste Gesetz zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645). 

Nach Ansicht der Bundesregierung sollte die lebenslange Frei- 
heitsstrafe als höchste Strafe des geltenden Rechts auch weiter- 
hin erhalten bleiben. Sie erscheint als Strafe in Fällen schwersten 
Unrechts und schwerster Schuld, nicht zuletzt auch zum Schutze 
der Allgemeinheit vor schwersten Straftaten, notwendig. 

Solange der Schutz der Allgemeinheit es erfordert, muß die le- 
benslange Freiheitsstrafe nicht nur verhängt, sondern auch voll- 
zogen werden. 

Die praktischen Erfahrungen haben indes gezeigt, daß es jeden- 
falls unter dem Gesichtspunkt des Schutzes der Gesellschaft 
keineswegs in allen Fällen erforderlich ist, die verhängte Strafe 
auch bis zum Lebensende zu vollziehen. Lebenslange Freiheits- 
strafe wird in der gerichtlichen Praxis fast ausschließlich für den 
Mord mit seiner absoluten Strafandrohung verhängt. Bei diesen 
Straftaten handelt es sich in einer nicht unerheblichen Zahl von 
Fällen jedoch um situationsbedingte Taten und auch um Täter- 
persönlichkeiten, bei denen keine ernstliche Rückfallgefahr be- 
steht. In derartigen Fällen einer günstigen Sozialprognose wäre 
der lebenslange Vollzug der Freiheitsstrafe kriminalpolitisch 
kaum zu rechtfertigen. 

So kann es nach einem Bericht der Bundesländer aus dem Jahr 
1974 schon bisher keineswegs als Regel angesehen werden, daß 
alle zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilten auch bis zum 
Lebensende im Strafvollzug verbleiben. Die Möglichkeit einer 
gnadenweisen Umwandlung der Strafe in eine zeitige oder die 
einer gnadenweisen Entlassung bedeutet schon heute — wenn 
auch nach unterschiedlicher, im Durchschnitt etwa zwanzig- 
jähriger, Vollzugsdauer — für die große Zahl der Verurteilten 
eine reale Chance; für den Vollzug schafft dies überhaupt erst 
die Möglichkeit, sinnvolle Vollzugsarbeit zu leisten. 

Die Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Bundesländer 
haben in einer Entschließung vom 16. März 1972 darauf hinge- 
wiesen, daß es nicht Sache der Gnadenbehörde sein könne, das 
geltende Recht durch die Gnadenpraxis zu korrigieren. Ein Teil 
des westeuropäischen Auslands hat das Problem durch eine 
Verrechtlichung der vorzeitigen Entlassung von zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe Verurteilten gelöst. 

Vor diesem Hintergrund wird im Bundesministerium der Justiz 
bereits seit einiger Zeit die Frage geprüft, unter welchen Vor- 
aussetzungen die richterliche Aussetzung der weiteren Voll- 
streckung einer lebenslangen Freiheitsstrafe ermöglicht werden 
sollte. Ein erster Referentenentwurf zu diesem Problemkreis, der 
eine fakultative Aussetzung bei günstiger Prognose nach Ver- 
büßung eines angemessenen Teils der Strafe vorsah, ist bei den 
Landesjustizverwaltungen in Teilen auf Kritik gestoßen, die 
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weitere Erwägungen notwendig macht. Die Einbringung eines 
entsprechenden Gesetzgebungsvorhabens kann jetzt erst in der 
8. Legislaturperiode in Betracht kommen. 

Im Hinblick auf die bereits bestehende Gnadenpraxis der Bun- 
desländer dürfte sich — auch unter Berücksichtigung der relativ 
frühzeitigen Entlassungspraxis in zahlreichen westeuropäischen 
Staaten — eine derartige Gesetzesänderung auf die abschrecken- 
de Wirkung der lebenslangen Freiheitsstrafe und der übrigen 
Strafdrohungen nicht negativ auswirken. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16, Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Welcher Nutzung soll das Bundesgelände in 
der Gemeinde Schwarmstedt, ehemaliges Kran- 
kenhaus, zukünftig zugeführt werden? 


17. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Ist daran gedacht, das Gelände der Gemeinde 
Schwarmstedt zu günstigen Bedingungen anzu- 
bieten, und sind schon Verkaufsverhandlun- 
gen geführt worden und mit welchem Erfolg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 20. August 

Die Bemühungen des Bundes, die ehemalige Krankenhaussonder- 
anlage Schwarmstedt nach Räumung durch das Land Niedersach- 
sen in ihrer Gesamtheit mit den vorhandenen Bauwerken einer 
anderweitigen Nutzung zuzuführen, sind trotz sehr intensiver 
Bemühungen gescheitert. Die Gemeinde Schwarmstedt hatte zu- 
nächst vor, das Gelände als Bauland (Wohnzwecke, gewerbliche 
Nutzung) auszuweisen, konnte diese Absicht jedoch nicht ver- 
wirklichen, weil die ihr im landesplanerischen Rahmenprogramm 
zugestandenen Zielzahlen bereits überschritten waren. Eine Aus- 
weisung des Geländes als Grünfläche oder Erholungsgebiet 
scheiterte daran, daß die Gemeinde aus finanziellen Gründen 
nicht in der Lage war, das Gelände selbst zu erwerben oder zu 
pachten. Sie unterstützte daher das Kaufbegehren eines ortsan- 
sässigen Tiefbauunternehmers, der sich u. a. mit der Aufstellung 
von Wochenendhäusern in Ferien- und Freizeitgebieten befaßt. 
Sein Preisangebot lag allerdings so weit unter dem Verkehrs- 
wert, daß die Verhandlungen als gescheitert angesehen werden 
mußten. Die Gemeinde hat daraufhin dem Antrag des Bundes 
stattgegeben und das Gelände als Sonderfläche ausgewiesen. 

Da die Liegenschaft somit für Zwecke des Bundes bebaubar 
bleibt oder auch als Ersatzland verwendet werden könnte, hat 
sich der Bund entschlossen, die zum größten Teil aus Baracken 
bestehenden Aufbauten zu beseitigen und das Gelände im Hin- 
blick auf den eigenen großen Liegenschaftsbedarf — insbeson- 
dere im Raum Celle — Soltau — und die sich allgemein abzeich- 
nende Bodenverknappung als Vorratsland behalten, um es im 
Bedarfsfall für eigene Zwecke zu nutzen. 
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18. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit der „DDR" 
in Verhandlungen einzutreten, daß auch dann 
Überweisungen von Sperrkonten in der „DDR" 
in die Bundesrepublik Deutschland erfolgen, 
wenn die Anträge von Bewohnern der Bun- 
desrepublik Deutschland in Zahl und Summe 
über den Anträgen von Bewohnern der „DDR" 
liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 25. August 


Die Bundesregierung hat in letzter Zeit auf mündliche und schrift- 
liche Anfragen, die sich auf Verzögerungen bei der Abwicklung 
von Transferaufträgen von Bewohnern der Bundesrepublik 
Deutschland bezogen, wiederholt erklärt, daß mit der DDR 
Gespräche über eine Verbesserung der Transferbedingungen 
geführt werden. Es wird von dem Ausgang dieser Gespräche 
abhängig sein, ob und wann die Aufnahme von Erörterungen 
mit einer weitergehenden Zielsetzung in Betracht gezogen wer- 
den kann. 


19. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zahlung 
Dr. Holtz von geringen Beträgen zwischen einzelnen 

(SPD) Behörden wegen der damit verbundenen Ko- 

sten einzustellen oder zu pauschalieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 31. August 


Um unnötigen Verrechnungsaufwand zu vermeiden, hat der Bun- 
desminister der Finanzen gemäß § 61 Abs. 2 BHO bestimmt, daß 
innerhalb der unmittelbaren Bundesverwaltung bei Abgabe von 
Vermögensgegenständen keine Erstattung zu leisten ist, wenn 
der Wert im Einzelfall 50 000 DM nicht überschreitet. Bei Auf- 
wendungen einer Dienststelle für eine andere entfällt eine Er- 
stattung, wenn der Betrag 1000 DM (bei fortdauernden Leistun- 
gen im jeweiligen Jahr) nicht übersteigt. 

Im Gegensatz zum Zahlungsverkehr der Bundesbehörden unter- 
einander ist es nicht zu rechtfertigen, beim Zahlungsverkehr mit 
den Sondervermögen des Bundes wie auch mit den Behörden der 
Länder und Gemeinden derart hohe Beträge einzuführen. § 59 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BHO bietet die Möglichkeit, von der Erhe- 
bung von Beträgen abzusehen, wenn die Kosten der Einbezie- 
hung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen. Hier ist 
festgelegt worden, daß von der Einbeziehung abgesehen werden 
kann, wenn sich der Anspruch im Einzelfall auf nicht mehr als 
50 DM beläuft und Gegenseitigkeit besteht; andernfalls gilt eine 
Kleinbetragsgrenze von 10 DM. Die Länder haben gleichlautende 
Regelungen getroffen. 

Die Regelungen haben sich in der Praxis bewährt. Es besteht 
z. Z. keine Veranlassung, sie zu ändern. 
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20. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Was tut die Bundesregierung, um den unseri- 
ösen Praktiken bei der Vergabe von Krediten 
an deutsche Bundesbürger durch Inkassoan- 
stalten und Kreditinstitute aus Liechtenstein 
wirksam zu begegnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 26. August 

In den letzten vier Jahren wurde der Schutz der Verbraucher vor 
unseriösen Kreditangeboten durch folgende Maßnahmen erheb- 
lich verbessert: 

1. Nach § 34 c Abs. 1 Gewerbeordnung (eingefügt durch- das 
Änderungsgesetz vom 16. August 1972, BGBl. I S. 1465) be- 
dürfen u. a. Kreditvermittler einer Erlaubnis; diese ist nach 
Absatz 2 zu versagen, wenn der Antragsteller unzuverlässig 
ist oder in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt. 

2. Kreditvermittler und Kreditinstitute unterliegen den Bestim- 
mungen der Verordnung über Preisangaben vom 10. Mai 1973 
(BGBl. I S. 461). Nach § 1 Abs. 4 dieser Verordnung haben sie 
bei ihren Kreditangeboten den effektiven Jahreszins anzu- 
geben, mit dem der Kreditnehmer belastet wird. 

3. Nach der Makler- und Bauträgerverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juni 1975 (BGBl. I S. 1351) 
sind Kreditvermittler u. a. verpflichtet, Aufzeichnungen über 
die von ihnen vermittelten Darlehen zu machen. Diese Auf- 
zeichnungen müssen Angaben über Höhe, Laufzeit, Zins- und 
Tilgungsleistungen unter Bezeichnung des Zahlungszeitrau- 
mes, Auszahlungskurs, Dauer der Zinsbindung und Neben- 
kosten des Darlehens sowie den effektiven Jahreszins ent- 
halten (§ 10 Abs. 3 Nr. 4). Dem Darlehensnehmer sind diese 
Angaben über das Darlehen vor Abschluß des Vermittlungs- 
auftrages schriftlich mitzuteilen (§ 11 Nr. 2). 

4. Die Straf vor schrift über den Wucher ist durch das Erste Ge- 
setz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität vom 29. Juli 
1976 (BGBl. I S. 2034) erheblich verschärft worden. Die Schutz- 
grenze wird in Zukunft nicht erst bei einer „Notlage'' ge- 
zogen, welche die wirtschaftliche Existenz des Bewucherten 
bedroht, wie dies im geltenden Recht der Fall ist. Der neue 
§ 302 a des Strafgesetzbuches zieht diese Grenze bereits bei 
einer Zwangslage des Opfers. Die Vermittlung eines Kredits 
zu wucherischen Bedingungen wird jetzt auch ausdrücklich 
von diesem Straftatbestand erfaßt. Schließlich werden von der 
strafrechtlichen Regelung die Fälle abgedeckt, in denen meh- 
rere Personen in die Kreditvergabe eingeschaltet sind. 

5. Entsprechend der Verschärfung des strafrechtlichen Wucher- 
tatbestands ist durch das Erste Gesetz zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität die Vorschrift des § 138 Abs. 2 BGB 
über die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts wegen Wuchers 
verschärft worden. 

Auch wenn die Kreditinstitute mit Sitz in Liechtenstein nicht der 
deutschen Bankaufsicht unterliegen, werden Mißstände, die sich 
aus der Kreditvergabe durch diese Unternehmen in der Bundes- 
republik Deutschland ergeben, durch die neuen Vorschriften er- 
heblich wirksamer als bisher bekämpft werden können. Denn in 
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der Regel arbeiten ausländische Kreditinstitute mit deutschen 
Kreditvermittlem zusammen, wenn sie Darlehen an Deutsche 
vergeben wollen, ohne sich selbst in der Bundesrepublik Deutsch- 
land niederzulassen. 


21. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hat sich die Bundesregierung weiter 
bemüht — wie es in der schriftlichen Antwort 
vom 5. Dezember 1974 auf meine Mündliche 
Frage Nr. 48 für die Fragestunde der 134. Sit- 
zung des Deutschen (Bundestages heißt — „um 
eine Einbeziehung der in der DDR gelegenen 
Grundstückssperrkonten in den gegenseitigen 
Transfer", bzw. hat sie sich überhaupt bemüht, 
„daß die Verhandlungen möglichst bald auf- 
genommen werden", und wenn ja, mit wel- 
chem Ergebnis sind diese Verhandlungen ge- 
führt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 31. August 

Die Bundesregierung ist nach wie vor daran interessiert, mit der 
DDR zu möglichst umfassenden Vereinbarungen über den nicht- 
kommerziellen Zahlungs- und Verrechnungsverkehr zu gelangen. 
Auch die Eröffnung des Transfers aus Guthaben in der DDR aus 
Grundstückserträgen gehört zu den Themen, die in diesem Zu- 
sammenhang von Bedeutung sind. 

Die bisherigen Gespräche mit der DDR, die über den Leiter unse- 
rer Ständigen Vertretung in Berlin stattfanden, sind allerdings 
vorrangig unter dem Gesichtspunkt der Sicherstellung einer kon- 
tinuierlichen Abwicklung der Transferaufträge von Bewohnern 
der Bundesrepublik Deutschland im bisher zulässigen Rahmen 
geführt worden. Hierbei ging die Bundesregierung davon aus, 
daß eine Regelung dieser Problematik für die Einbeziehung wei- 
terer — z. Z. noch nicht transferierbarer — Guthaben eine Grund- 
voraussetzung bildet. 


22. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Stimmen Pressemitteilungen, wonach vermutet 
wird, daß als Aufkäufer von VEBA-Aktien 
ein nahöstlicher Ölstaat auftritt, und wenn dies 
stimmen sollte, was gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu unternehmen, daß ein als 
„nationales" Energiekonzern konzipiertes Un- 
ternehmen ausländische Beteiligung erhält? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 31. August 

Der Bundesregierung sind die Presseberichte bekannt, wonach 
als Aufkäufer von VEBA-Aktien ein nahöstlicher Ölstaat ver- 
mutet wird. Diese Vermutungen gehen darauf zurück, daß in 
unregelmäßigen Abständen überdurchschnittlich hohe Tagesum- 
sätze in VEBA-Aktien an den Börsen festgestellt werden. Kon- 
krete Anhaltspunkte für gezielte Aufkäufe bei VEBA AG sind 
aber weder der Bundesregieurng noch dem VEBA- Vorstand 
bekannt. 
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Die Bundesregierung wird die Entwicklung weiterhin sorgfältig 
im Auge behalten. Sie wird insbesondere darauf achten, ob eine 
Veränderung der Aktionärsstruktur der VEBA AG erkennbar 
wird, durch die die mit dem Zusammenschluß VEB A/Gelsenberg 
angestrebten energiepolitischen Ziele berührt werden könnten. 


23. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, den Er- 
Berger laß des Bundseministers der Finanzen vom 

(CDU/CSU) 11. Juni 1976 — II A 4 BA 3650 — 39/76 — zur 

Bewirtschaftung der Bündelstellen im Haus- 
haltsjahr 1976 und zur Entbündelung im Re- 
gierungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 
1977 hinsichtlich des Verhältnisses der ersten 
Beförderungsämter zu den Eingangsämtern 
gemäß dem Beschluß des Innenausschusses 
vom 1. Juli 1976 mit dem Fünften Bundesbe- 
soldungserhöhungsgesetz in Einklang zu brin- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 31. August 


Gemäß § 20 des Haushaltsgesetzes 1976 hat der Bundesminister 
der Finanzen mit Zustimmung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages verbindliche Richtlinien für die Bewirt- 
schaftung der in den Stellenplänen des Bundeshaushalts 1976 
gebündelt ausgebrachten Planstellen zu erlassen. Diese Richt- 
linien sind nach Beratung im Haushaltsausschuß mit dem Rund- 
schreiben vom 11. Juni 1976 bekanntgegeben worden. Die darin 
festgelegte Obergrenze von 75 v. H. für erste Beförderungsämter 
in den obersten Bundesbehörden beruht auf einer Forderung 
des Haushalts ausschusses, dem die Festlegung einer Obergrenze 
von 80 v. H. zu weit ging. Eine Änderung der Richtlinien wäre 
nur mit Zustimmung des Haushaltsausscbusses möglich. Im Hin- 
blick auf die ausführliche Erörterung im Haushalts ausschuß halte 
ich es nicht für aussichtsreich, eine Änderung der Richtlinien zu 
beantragen. 

Welche Regelung für 1977 getroffen wird, hängt von der Ent- 
scheidung der gesetzgebenden Körperschaften über den Bundes- 
haushalt 1977 ab. Mit dem Rundschreiben vom 11. Juni 1976 sind 
lediglich gemäß dem Beschluß des Haushaltsausschusses zahlen- 
mäßige Unterlagen angefordert worden. Eine Entscheidung ist 
insoweit mit dem Rundschreiben nicht verbunden. 


24. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß Omnibusuntemehmen für die Beförderung 
von Kindern zu den Kindergärten keine Mine- 
ralölsteuerrückerstattung erhalten, während 
dies im öffentlichen Personennahverkehr und 
bei der Schülerbeförderung der Fall ist, und 
wenn nein, welche Folgerungen wird sie dar- 
aus ziehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 31. August 

Nach § 1 Abs. 1 des Verkehrsfinanzgesetzes 1971 werden Gas- 
ölbetrieb sbeihilfen für den Verbrauch von Gasöl gewährt, das 
entweder im öffentlichen Personennahverkehr oder bei der Be- 
förderung von Schülern verbraucht worden ist. 

Die Möglichkeit der Gewährung von Gasölbetriebsbeihilfen für 
Beförderungen von Kleinkindern von und zu Kindergärten be- 
steht daher nur unter der Voraussetzung, daß solche Beförde- 
rungen entweder 

a) von der zuständigen Verkehrsbehörde nach den Vorschriften 
des Personenbeförderungsgesetzes als Sonderform des Linien- 
verkehrs (§ 43 Nr. 2 in Verbindung mit § 59 a des Personen- 
beförderungsgesetzes) genehmigt worden sind, oder 

b) die Voraussetzungen des § 1 Nr. 4 Buchstabe d der Freistel- 
lung s Verordnung vom 30. August 1962 (BGBl. I S. 601, geändert 
durch die Verordnung vom 16. Juni 1967 — BGBl. I S. 602) 
vorliegen. Dies ist dann der Fall, wenn die Kindergärten in 
ihrer Zielsetzung als Vorschule der Förderung und Entwick- 
lung der Kinder dienen und als Vorschulkindergärten von be- 
stimmten Schulträgern getragen werden. 

Bei der Beurteilung dieser gesetzlichen Regelung ist zu berück- 
sichtigen, daß die Gasölbetriebsbeihilfe für den Straßenverkehr 
in erster Linie aus verkehrspolitischen Erwägungen eingeführt 
wurde. Eine Ausweitung der Begünstigung könnte nicht auf Be- 
förderungen zu Kindergärten beschränkt bleiben. Die Änderung 
der gegenwärtigen Rechtslage kann gegenwärtig schon aus haus- 
haltspolitischen Gesichtspunkten von der Bundesregierung nicht 
in Erwägung gezogen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


25. Abgeordneter Trifft es zu, daß — wie vom Verein Deutscher 
Dr. Schwörer Maschinenbauanstalten gemeldet — die von 
(CDU/CSU) der Bundesregierung seit Jahresbeginn immer 

wieder aus Zahlen des Statistischen Bundes- 
amts abgeleitete Behauptung, die Investitions- 
schwäche im Inland sei überwunden, auf fal- 
schen Daten der amtlichen Statistik beruht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 25. August 

Die von der Bundesregierung vertretene Auffassung über die 
Entwicklung der Inlandsinvestitionen beruht — entgegen der 
Meldung des Vereins Deutscher Maschinenbau- Anstalten — nicht 
auf „falschen" Daten der amtlichen Statistik. Zur Beurteilung der 
Inlandsinvestitionen werden vielmehr alle verfügbaren — auch 
nichtamtlichen — Informationen herangezogen, von denen zu- 
sammengefaßt die von der Bundesregierung abgeleitete These 
über die Investitionsentwicklung bestätigt wird. Der Index über 
den Auftragseingang beim Maschinenbau ist also nur ein Indika- 
tor für die künftige Investitionsentwicklung unter vielen. 
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Die Bundesregierung befindet sich mit ihrer Auffassung, die 
Investitionsschwäche im Inland sei nunmehr überwunden, in 
Übereinstimmung mit der Beurteilung der Investitionsentwick- 
lung im Jahr 1976 durch alle wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute und die Deutsche Bundesbank. 

Laut Angaben der Deutschen Bundesbank lagen im ersten Quar- 
tal dieses Jahres die realen Ausrüstungsinvestitionen mit einem 
Zuwachs von saisonbereinigt + 5V2°/o gegenüber dem Vorquar- 
tal sogar an der Spitze aller Nachfragekomponenten. 

Auch den bisher veröffentlichten gesamtwirtschaftlichen Voraus- 
schätzungen für das Jahr 1976 liegt eine günstige Beurteilung der 
Investitionstätigkeit zugrunde: Bereits in ihrer Gemeinschafts- 
diagnose vom April dieses Jahres rechneten die fünf wirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschungsinstitute mit Zuwachsraten gegen- 
über 1975 von real + 6°/o bei den Ausrüstungsinvestitionen und 
+ 2°/o bei den Bauinvestitionen. In den neueren Schätzungen 
der einzelnen Institute wurden die Erwartungen hinsichtlich der 
Ausrüstungsinvestitionen noch weiter nach oben revidiert. So 
geht das Ifo-Institut nun davon aus, daß die Ausrüstungsinvesti- 
tionen 1976 im Vergleich zum Vorjahr um real 8°/o steigen 
werden. 

Eine für das zweite Halbjahr 1976 erwartete Beruhigung im 
Investitionsbereich als Reaktion auf — wegen der Investitions- 
zulage — vorgezogene Aktivitäten steht dabei nicht im Wider- 
spruch zur insgesamt positiven Einschätzung der Investitionsent- 
wicklung durch die Bundesregierung. Allerdings gibt es hinsicht- 
lich der weiteren Investitionsentwicklung noch einige Unsicher- 
heiten. 


26. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung — wie 
Dr. Schwörer ebenfalls vom Verein Deutscher Maschinen- 
(CDU/CSU) bauanstalten erklärt wurde — nur allzu bereit- 

willig nach allen Daten greift, die zu ihren 
Erwartungen passen, auch wenn sie deutlich 
den Mangel der Fehlerhaftigkeit tragen, und 
daß die Vergleiche mit den Vorjahresergeb- 
nissen immer noch falsch sind, weil das Stati- 
stische Bundesamt beim Übergang auf eigene 
Erhebungen die Entwicklungslinie auf einem 
Niveau angesiedelt hat, das um 8°/o zu hoch 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 25. August 

Zur Methode und zum Aussagewert der Auftragseingangssta- 
tistik für den „Maschinenbau“, die nicht zuletzt auf Veranlassung 
des VDMA mit Jahresbeginn auf die amtliche Erhebung über- 
gegangen ist, muß in Rechnung gestellt werden, daß sich in eini- 
gen statistischen Landesämtern Anlaufschwierigkeiten ergeben 
haben, die in den ersten drei Monaten dieses Jahres zu größeren 
Abweichungen zwischen den vorläufigen und endgültigen Ergeb- 
nissen führten, als dies sonst üblich ist. Diese Schwierigkeiten 
sind inzwischen weitgehend behoben. 
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Die Behauptung, daß der Auftragseingangsmdex bei der Über- 
nahme durch das Statistische Bundesamt auf einem zu hohen 
Niveau angesiedelt worden sei und dadurch die Zuwachsrate 
gegenüber dem Vorjahr überhöht sei, trifft ebenfalls nicht zu. 
Hier hat der VDMA offenbar die Berechnungsmethoden, die einen 
solchen Fehler nicht zulassen, mißverstanden. 

Schließlich erfaßt die amtliche Statistik einen sehr viel größeren 
Firmenkreis, als dies bei den VDMA-Meldungen der Fall war. 
Dies dürfte dazu beitragen, die Aussagekraft des Index zu ver- 
bessern. 


27. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die nach 
einem Bericht der Zeitschrift Der Spiegel (Nr. 
29/1976) von der Internationalen Elektrotech- 
nischen Kommission (IEC) geplante Einführung 
sogenannter „ IEC-Steckvorrichtungssys teme " , 
zu der Artikel 100 der Römischen Verträge 
den Anstoß gegeben haben soll, und welche 
Vorteile würde die Einführung dieser Systeme 
insbesondere in sicherheitstechnischer Hinsicht 
bieten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. August 


Die seit 1970 laufenden Normungsbestrebungen der Internatio- 
nalen Elektronischen Kommission (IEC) zielen darauf ab, die 
Grundlagen für ein weltweit einheitliches Steckvorrichtungs- 
system zu schaffen. Mit der Annahme des von der deutschen 
Normenorganisation vorgeschlagenen Konzepts (dreipoliges 
System mit blanken Flachstiften und Versenk in der Steckdose) 
sind diese Bemühungen im Mai dieses Jahres einen entscheiden- 
den Schritt vorangekommen. Für den deutschen Vorschlag, der 
auf den Vorarbeiten einer unter französischem Vorsitz stehenden 
internationalen Arbeitsgruppe beruht, stimmten u. a. die VR 
China, Japan, die USA und die UdSSR. Mit dem Abschluß der 
nunmehr eingeleiteten internationalen Abstimmungs- und Nor- 
mungsprozedur ist kaum vor Ende 1977 zu rechnen. 

Die IEC-Sachverständigen sind um eine Lösung bemüht, die dem 
heutigen Stand der Technik entspricht und für eine weltweite 
Einführung geeignet ist. Ein erfolgreicher Abschluß der Nor- 
mungsarbeiten und eine weltweite Einführung würden sowohl 
den Verbrauchern als auch der Industrie zugute kommen. Dem 
internationalen Warenverkehr bei elektronischen Erzeugnissen 
stehen heute auf Gurnd der unterschiedlichen Techniken und 
Vorschriften in den einzelnen Ländern noch erhebliche Hinder- 
nisse im Wege. Als technisches Handelshemmnis gilt insbeson- 
dere die Vielfalt der z. Z. auf der Welt üblichen Steckvorrich- 
tungssysteme. Auf Grund ihrer Schlüsselstellung für die gesamte 
Installationstechnik dürfte die Vereinheitlichung ein entscheiden- 
der Schritt zur Öffnung der Märkte und damit auch zur Steige- 
rung des Wettbewerbs auf diesem Gebiet sein. 

Als technische, insbesondere sicherheits technische, Vorteile des 
von der IEC verfolgten Konzepts gegenüber dem in Deutschland 
z. Z. eingeführten Schuko-System gelten: 
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— Schutzkontakt nicht mehr berührbar (seit Jahren vorgebrach- 
te sicherheitstechnische Forderung) 

— Einführ ungs Öffnungen für Steckerstifte kleiner (Möglichkeit 
zur Einführung von Fremdkörpern geringer) 

— Möglichkeit zum Einbau von Schließklappen (einfache Kin- 
dersicherung) 

— Möglichkeit zur Unterscheidung von einfachen Systemen und 
Spezialsystemen für gefährdete Räume (wird z. B. IEC-intem 
noch diskutiert) 

— Polunverwechselbarkeit (einfacherer und einheitlicher Auf- 
bau der Stromverbrauchsgeräte) 

— geringes Bauvolumen (durch kleinere Angriffsfläche gerin- 
gere Zerstörbarkeit; Erhöhung der Einbaumöglichkeiten). 

Gegenüber den in anderen Ländern verwendeten Systemen ergibt 

sich eine Reihe weiterer hier nicht auf geführter Vorteile. 


28. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Würden die nach Auffassung der Bundesre- 
gierung mit der Einführung dieser Steckvor- 
richtungssysteme für die Verbraucher in der 
Bundesrepublik Deutschland entstehenden Ko- 
sten in einem angemessenen Verhältnis zu 
den zu erwartenden Vorteilen stehen, und 
welche Folgerungen wird die Bundesregierung 
aus dieser Einschätzung ziehen, soweit sie auf 
die Einführung der genannten Systeme Ein- 
fluß nehmen kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. August 


Im Rahmen der Bemühungen der Europäischen Gemeinschaft zur 
Beseitigung technischer Handelshemmnisse für elektrische Appa- 
rate und Maschinen befaßt sich seit längerer Zeit eine Arbeits- 
gruppe auch mit dem Problem der Steckvorrichtungen. Die mei- 
sten EG-Mitgliedstaaten haben sich dort grundsätzlich für die 
Einführung eines weltweit anerkannten Steckvorrichtungssystems 
ausgesprochen. Die EG-Kommission beabsichtigt, zu gegebener 
Zeit einen Vorschlag für eine Richtlinie mit Bezugnahme auf die 
zu erwartenden IEC-Vorschriften zu unterbreiten. 

über den Zeiptunkt der Einführung eines neuen Steckvorrich- 
tungssystems sowie über die Modalitäten der Umstellung be- 
stehen z. Z. noch keine konkreten Vorstellungen. Die Kosten für 
den Verbraucher hängen ab 

— vom Grad der Elektrizitätsanwendung im Binzelfall und 

— von den noch festzulegenden übergangsfristen (je schneller, 
um so teurer) und Modalitäten der Umstellung. 

Aufwendungen für Neuinstallationen bestehender Einrichtungen 
werden nicht anfallen, da mit Hilfe von Adaptern die z. Z. ein- 
geführten Schuko-Systeme weiter verwendet werden können. 
Kostengesichtspunkte — insbesondere aus der Sicht der Ver- 
braucher — werden bei der Festlegung von Übergangsregelungen 
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einen wichtigen Raum einzunehmen haben. Die Bundesregierung 
wird bei eventuellen konkreten Maßnahmen darauf achten, daß 
durch eine sorgfältig ausgearbeitete Konzeption die Mehrkosten 
für die Verbraucher so gering wie möglich gehalten werden und 
in einem angemessenen Verhältnis zu den erwarteten wirtschaft- 
lich-technischen Vorteilen stehen. 


29. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
ausgearbeiteten Vorschläge zur Regelung des 
Stahlmarkts unter wettbewerbspolitischen Ge- 
sichtspunkten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 1. September 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft hat mit ihrer 
Arbeitsunterlage vom 21. Juli 1976 eine Reihe von Vorschlägen 
zur Diskussion gestellt, die darauf abzielen, die Funktionsfähig- 
keit des Stahlmarktes in schwierigen Konjunkturphasen zu 
stärken und bessere Voraussetzungen für eine Krisenbewälti- 
gung zu schaffen. 

Die Kommission hat mit der Vorlage von Überlegungen zu dieser 
Problematik auch einer Bitte entsprochen, die von der deutschen 
und der französischen Regierung in einer gemeinsamen Erklärung 
bei ihrer Konsultation Anfang Juli 1976 in Hamburg zum Aus- 
druck gebracht worden war. 

Nach Auffassung der Bundesregierung haben die Erfahrungen 
während des Rückgangs der Stahlkonjunktur im vergangenen 
Jahr gezeigt, daß den Gefahren aus starken konjunkturellen 
Schwankungen durchaus im Rahmen des Montanunion- Vertrags 
wirksam begegnet werden kann, ohne daß es schwerwiegender 
Eingriffe in den Marktmechanismus bedarf, die der Vertrag in 
seinen Krisenbestimmungen vorsieht (Produktionsquoten nach 
Artikel 58, Mindestpreise nach Artikel 61, Importbeschränkungen 
nach Artikel 74). Die Bundesregierung hat sich im vergangenen 
Jahr mit Nachdruck gegen die Forderungen nach Festsetzung von 
Mindestpreisen gewandt, andererseits aber diejenigen Maß- 
nahmen der Kommission unterstützt, die ohne direkte interven- 
tionistische Wirkung zur Verbesserung der Lage auf dem Stahl- 
markt beigetragen haben, wie z. B. die Vorausschätzungen der 
Kommission über die Produktionserwartungen und den Stahl- 
verbrauch. In diesem Bereich ebenso wie auf dem Gebiet der 
statistischen Überwachung des Stahlmarktes und bei der inter- 
nationalen Zusammenarbeit sieht die Bundesregierung in erster 
Linie Ansätze für eine Verbesserung der Aktionsmöglichkeiten 
der Kommission, um krisenhafte Entwicklungen rasch erkennen 
und ihnen flexibel entgegenwirken zu können und damit auch 
einen Rückgriff auf die erwähnten tiefgreifenden Maßnahmen 
der Krisenartikel des Vertrages zu vermeiden. 

Hierbei dürfen aber nicht neue, im Vertrag nicht vorgesehene, 
dirigistische Instrumente geschaffen und die Voraussetzungen, 
die der Vertrag für die Anwendung der Krisenmaßnahmen fest- 
legt, aufgeweicht werden. Ebenso wenig können Regelungen in 
Frage kommen, die Kristallisationspunkte für Absprachen bilden 
könnten, die mit den Wettbewerbsregeln des EGKS-Vertrags 
unvereinbar sind. 
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Eine endgültige Beurteilung der Überlegungen der Kommission 
nach diesen Maßstäben wird erst möglich sein, wenn die Kom- 
mission im Rahmen des z. Z. laufenden Meinungsaustauschs mit 
den Regierungen der Mitgliedstaaten ihre bisher nur in den 
Grundzügen entwickelten Vorstellungen näher präzisiert hat. 
Für die Bundesregierung werden auch bei den weiteren Erörte- 
rungen die angeführten ordnungs- und wettbewerbspolitischen 
Gesichtspunkte maßgebend sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung in Brüssel die Ände- 
rungen der Interventionsbestimmungen vor- 
sorglich beantragt mit dem Ziel, den möglichen 
Schmachtkomanteil heraufzusetzen, damit die 
dürregeschädigte Landwirtschaft vor weiterem 
Schaden bewahrt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 25. August 


In diesem Jahr ist infolge der außergewöhnlich heißen und trok- 
kenen Witterung bei Getreide Kleinkorn entstanden, insbeson- 
dere bei Roggen. Nach den EG-Vorschriften entspricht dieses 
Kleinkorn zwar dem Schmachtkorn, vom müllereitechnologischen 
Standpunkt her gesehen besteht aber ein Unterschied insofern, 
als das „voll ausgebildete" Kleinkorn im Gegensatz zu Schmacht- 
korn voll verarbeitungsfähig ist. 

Ein deutscher Antrag bei der EG-Kommission, in diesem Jahr 
den Schmachtkornanteil heraufzusetzen, hätte möglicherweise im 
Markt den falschen Eindruck hervorgerufen, daß ein großer Teil 
der diesjährigen deutschen Roggenernte nur bedingt für die 
menschliche Ernährung geeignet ist; ein Druck auf die Erzeuger- 
preise wäre nicht auszuschließen gewesen. 

Diese Gründe waren Anlaß für die Bundesregierung, einen sol- 
chen Antrag bisher nicht zu stellen. Die Marktentwicklung be- 
stätigt die Richtigkeit dieser Haltung. Der Markt wird von der 
Bundesregierung auch weiterhin sorgfältig beobachtet und ihre 
Haltung bestimmen, wenn die Frage einer Ausnahmeregelung 
von den Interventionsbestimmungen auf Gemeinschaftsebene an- 
steht. 


31. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Wo liegen nach Meinung der Bundesregierung 
die Ursachen für das außerordentlich schlep- 
pende Rapsgeschäft in der Ernte 1976, und was 
unternimmt die Bundesregierung, damit der 
Export von Raps nach Italien wieder ermög- 
licht wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 24. August 

Die diesjährige Rapsemte wurde von den Ölmühlen zunächst 
nur zögernd ausgenommen. Die Schwierigkeiten, die sich dadurch 
bei der Vermarktung der Ernte ergeben haben, dürften jedoch 
im wesentlichen behoben sein, nachdem die Kommission die 
Beihilfe, die als zu niedrig angesehen wurde, insbesondere auf 
Grund deutscher Vorstellungen erhöht hat. 

Der Export von Raps nach Italien ist zur Zeit durch die geringe 
Nachfrage auf dem italienischen Markt nach Rapsöl beeinträch- 
tigt. Dies wiederum hat seine Ursache in den hohen Überschüssen 
auf deig italienischen Olivenölmarkt. Derzeit befinden sich 70 000 
Tonnen Olivenöl in der Intervention. 

Absatzbemühungen für deutschen Raps sind daher auf dem italie- 
nischen Markt zur Zeit wenig erfolgversprechend. 


32. Abgeordnete 

Frau 

Will-Feld 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den von der 
Dürrekatastrophe stark betroffenen Landwir- 
ten die Mehrwertsteuer zu erlassen bzw. rück- 
zuvergüten, die auf den Frachten für die Stroh- 
transporte, die zur Futterversorgung erforder- 
lich waren, liegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 30. August 

Ein Erlaß von Mehrwertsteuer durch das Finanzamt kann recht- 
lich nur dann ausgesprochen werden, wenn sie von einem Unter- 
nehmer geschuldet wird. Schuldner der auf den Strohtransporten 
ruhenden Mehrwertsteuer sind aber die die Transporte durch- 
führender Unternehmer, nicht aber die dürregeschädigten Land- 
wirte. 

Soweit die Strohtransporte von Landwirten bezahlt werden, die 
das allgemeine Mehrwertsteuersystem an wenden — sogenannte 
optierende Landwirte — kann die diesen Landwirten für Stroh- 
transporte in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer als Vorsteuer 
von deren eigener Ums atz Steuerschuld abgezogen werden. Inso- 
weit kann es daher zu keiner steuerlichen Mehrbelastung kom- 
men. 

Bei pauschalierenden Landwirten kann die auf den Strohtranspor- 
ten ruhende Mehrwertsteuer zu einer Erhöhung der Vorsteuer 
führen. Die Vorsteuerpauschale ist jedoch so festgesetzt, daß 
nach den mir vorliegenden Berechnungen auch die durch die 
Strohtransporte bedingte erhöhte Vorsteuer noch hierin berück- 
sichtigt ist. 

Soweit . Strohtransporte unter Benutzung des um 40 v. H. ver- 
minderten Ausnahmetarifs der Deutschen Bundesbahn getätigt 
werden, rückvergütet die Bundesregierung der Deutschen Bun- 
desbahü auch die auf die Ermäßigung entfallende Mehrwert- 
steuer. 

Für eine darüber hinausgehende Rückvergütung von Mehrwert- 
steuer sieht die Bundesregierung gegenwärtig keine Veranlas- 
sung. 
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33. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Welche langfristigen Ziele verfolgt die Bundes- 
regierung mit ihrer im Ministerrat in Brüssel 
gegebenen Zustimmung zur in ihren Auswir- 
kungen nicht abzusehenden Änderung der EG- 
Getreidemarktorganisation hinsichtlich der 
Aufhebung der obligatorischen Intervention 
für Weizen zur Brotherstellung? 


34. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Wie soll ider Referenzpreis wirksam zum 
Schutz des Qualitätsweizens eingesetzt werden 
und verhindern, daß der Preis für Weizen zur 
Brotherstellung unter das Mindestniveau ab- 
sinkt, und teilt die Bundesregierung die Be- 
fürchtung, daß bei Aufgabe der obligatorischen 
Intervention für Weizen zur Brotherstellung 
der Anbau sogenannten Massenweizens zu 
Lasten des Brotweizens zunehmen und eine 
negative Entwicklung eingeleitet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 30. August 

i 

Die Getreidemarktpolitik der Bundesregierung ist grundsätzlich 
auf Sicherstellung der Versorgung auf der Grundlage einer aus- 
reichenden Eigenproduktion ausgerichtet. Da im Laufe der ver- 
gangenen Jahre aber mit zunehmenden Weizenüberschüssen ein 
Ungleichgewicht zwischen den Getreidearten entstanden ist, muß- 
ten Vorkehrungen getroffen werden, daß überschüssige Mengen 
an Weichweizen leichter in die Verfütterung gelangen. Da gleich- 
zeitig durch das Auftreten von Weizen mit abfallenden Teig- unc} 
Backeigenschaften eine Preisdifferenzierung erforderlich wurde, 
schlug die EG-Kommission ein System der Preisstützung vor, 
das im Ministerrat im Kompromißwege auch die Zustimmung 
der Bundesregierung fand. Dieses System geht aus von einem 
Selbstversorgungsgrad bei Getreide insgesamt von 85% bis 90%. 
Unter dieser Voraussetzung verringert sich das Erfordernis von 
Interventionsmaßnahmen zur Preisstützung, seien sie obligato- 
rischer oder fakultativer Art. Die Bundesregierung ging bei ihrer 
Zustimmung davon aus, daß die fakultative Intervention für 
Weichweizen zur Brotherstellung zu einer wirksamen Preis- 
stützung ausgebaut wird. 

Die Stützung der Preise für Weich weizen zur Brotherstellung 
erfolgt ab 1977/1978 durch sogenannte spezifische Interventions- 
maßnahmen nach Artikel 8 der Getreidegrundverordnung sowie 
nach Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1146/76. Danach sind 
insbesondere offene Ausschreibungen vorgesehen. Das entspricht 
einer permanenten Interventionsbereitschaft. Der Referenzpreis 
dient dabei zur Orientierung, nicht als Mindestpreis. Auf welche 

Qualität sich der Referenzpreis bezieht, muß der Rat jeweils 
beschließen, wenn er den Referenzpreis festsetzt. Auf diese 
Weise kann bei Weich weizen der Qualitätsanbau — in Abhän- 
gigkeit vom Bedarf — gezielt gefördert werden. Die Bundes- 
regierung wird sich dabei für eine wirksame Ausgestaltung der 
EG-Getreidemarktordnung im Sinne einer ausreichenden Preis- 
garantie für Qualitätsweizen einsetzen. 

Die Gefahr, daß Problemweizen in Zukunft zu Lasten von Quali- 
tätsweizen im Anbau zunimmt, verringert sich durch neuere 
gute Weizensorten, die ebenfalls hohe Erträge bringen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


35. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Berücksichtigt nach Ansicht der Bundesregie- 
rung die gegenwärtige Gesetzgebung genü- 
gend die auftretenden Spätschäden der Kriegs- 
beschädigten bei Versorgungsfällen und Ver- 
schlimmerungsanträgen, oder sind auf Grund 
neuer medizinischer Erkenntnisse Verbesse- 
rungsvorschläge geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei Gesundheitsstörungen, 
die bei Kriegsbeschädigten viele Jahre nach der Schädigung erst- 
malig in Erscheinung getreten sind, manchmal nicht leicht zu 
entscheiden ist, ob es sich hierbei um einen späten Folge- 
schaden der Schädigung — also um einen Spätschaden — oder 
um einen schädigungsunabhängigen Nachschaden handelt. Die 
Schwierigkeiten der Beurteilung ergeben sich dabei aber nicht 
aus den entsprechenden Bestimmungen des Bundes Versorgungs- 
gesetzes, sondern aus dem im Einzelfall komplizierten medizini- 
schen Sachverhalt. Wenn in solchen Fällen eine ärztliche Begut- 
achtung erfolgt, die sowohl auf sorgfältigen Ermittlungen zur 
Vorgeschichte als auch auf eingehenden Untersuchungen unter 
gezielter Ausnutzung moderner Diagnostikmethoden aufbaut und 
bei der außerdem alle relevanten medizinisch-wissenschaftlichen 
Erkenntnisse über die Entstehungsbedingungen der betreffenden 
Gesundheitsstörung berücksichtigt werden, dann kann in der 
Regel auch in diesen Fällen eine eindeutige Beurteilung nach der 
im Versorgungsrecht geltenden Kausalitätsnorm abgegeben wer- 
den; es kann dann mit der hierbei allein erforderlichen Wahr- 
scheinlichkeit beurteilt werden, ob die erlittene Schädigung oder 
deren Folgen bei der Entstehung der neuen Gesundheitsstörung 
wesentlich mitgewirkt haben und ob damit ein später Folge- 
schaden anzuerkennen ist. 

Unter diesen Umständen besteht nach Auffassung der Bundes- 
regierung keine Veranlasung, im Hinblick auf Spätschäden eine 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes anzustreben. Als not- 
wendig kann lediglich angesehen werden, den ärztlichen Gut- 
achtern für solche Fälle Richtlinien auf der Basis des aktuellen 
medizinischen Erkenntnisstandes zur Verfügung zu stellen, die 
zu einer Erleichterung und Vereinheitlichung der Beurteilung zu 
führen vermögen. Dieser Notwendigkeit ist aber bereits mit den 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung im Jahr 
1973 neu herausgegebenen „Anhaltspunkten für die ärztliche 
Gutachtertätigkeit im Versorgungswesen" Rechnung getragen 
worden, in denen in zahlreichen Kapiteln auch auf späte Folge- 
schäden und ihre Beurteilung eingegangen worden ist. Außerdem 
werden vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung in 
jedem Jahr überregionale Fortbildungstagungen für Versor- 
gungsärzte veranstaltet, auf denen auch stets solche Fragen 
behandelt werden. 
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36. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil der Frauen an der 
Dr. Jens Gesamtzahl der Beschäftigten und an den Füh- 
lSPD) rungspositionen in der privaten Wirtschaft 

(untergliedert nach Wirtschaftsbereichen) und 
im öffentlichen Dienst, beginnend mit einem 
Einkommen entsprechend A 16 und aufwärts? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts lag die Zahl der 
abhängig beschäftigten Frauen im Jahr 1975 bei 7,625 Millionen. 
Ihr Anteil an der Zahl der abhängig Beschäftigten insgesamt be- 
trug 35,6%. Unter Berücksichtigung der Selbständigen und mit- 
helfenden Familienangehörigen wurde für 1975 ein Anteil der 
Frauen von 37% an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen festge- 
stelJt. 

Statistische Angaben über Führungspositionen von Frauen in der 
Wirtschaft sowie in einzelnen Wirtschaftsbereichen sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. Gewisse Hinweise können jedoch 
den Ergebnissen der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung von 
1972 entnommen werden. Die Erhebung umfaßte das produzie- 
rende Gewerbe sowie Handel, Banken und Versicherungen (an- 
dere Wirtschaftsbereiche wie auch Selbständige, insbesondere 
freie Berufe, wurden hier also nicht erfaßt). 

Danach waren 3,8% der in der Leistungsgruppe I (= kaufmänni- 
sche und technische Angestellte in leitender Stellung mit Auf- 
sichts- und Dispositionsbefugnis) gezählten Angestellten Frauen. 
Unter Berücksichtigung der Gehaltsempfänger ab 4500 DM sinkt 
der Frauenanteil nach dem Stichprobenergebnis auf ca. 1% aller 
Angestellten dieser Verdienstgruppe. Das Ergebnis steht indes 
unter dem Vorbehalt einer möglichen Stichprobenabweichung. 

Der Anteil der Frauen im unmittelbaren öffentlichen Dienst lag 
nach den Ergebnissen der Personalstandsstatistik von 1974 bei 
29,5% (= 1 009 744). Von den 32 347 Beschäftigten mit einem 
der Besoldungsgruppe A 16 und höher vergleichbaren Einkom- 
men waren 1649, das sind 5,1%, Frauen. 


37. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
Dr. Jens daß Frauen in Führungspositionen noch immer 

(SPD) unterrepräsentiert sind, und was gedenkt sie 

dafür zu tun, daß Frauen an den „besseren" 
Positionen in etwa im gleichen Verhältnis be- 
teiligt werden wie Männer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland fordert die 
Gleichberechtigung der Frauen und untersagt eine Benachteili- 
gung auf Grund des Geschlechts. Soweit die Stellung der Frau 
im Arbeitsleben im Vergleich zur großen Zahl weiblicher Er- 
werbstätiger immer noch nicht befriedigend und insbesondere 
auch ihr Anteil an Führungspositionen sehr gering ist, sind die 
Ursachen dafür in starkem Maß durch die Doppelaufgabe der 
Frau bedingt. 
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In der Erwartung, daß eine spätere Heirat den Lebensunterhalt 
sichert und den Sozialstatus bestimmt, bevorzugten zahlreiche 
Mädchen und ihre Eltern bei Berufsentscheidung eine kürzere, 
weniger qualifizierte Ausbildung und verzichteten damit auf 
eine wichtige Voraussetzung für leitende Tätigkeiten. 

Im Beruf beeinträchtigt die Bindung an die Familie mitunter 
das Interesse an einer Fortbildung oder an der Übernahme 
größerer Verantwortung, die mit erhöhter Belastung oder Orts- 
veränderung verbunden ist. 

Trotz einer beachtlichen Zahl unternehmerischer Persönlichkei- 
ten sind Frauen als Eigentümer größerer Betriebe — zumindest 
soweit sie sie nicht selbst aufbauten — eher als Männer geneigt, 
die Führung anderen Personen (vor allem dem Ehemann oder 
Sohn) zu übertragen. 

Bei Arbeitnehmern stehen Position, Lebensalter und Kontinuität 
der Erwerbstätigkeit in erkennbarer Wechselbeziehung. Die 
Positionsstufe wächst im allgemeinen mit der Dauer der Berufs- 
und Betriebszugehörigkeit und zunehmendem Alter. Frauen 
unterbrechen jedoch weitaus häufiger als Männer die Berufslauf- 
bahn oder scheiden nach einigen Jahren vorzeitig ganz aus. 

Wegen der geringen Berufskontinuität wiederum scheuen Arbeit- 
geber auch bei leistungsfähigen weiblichen Bewerbern betrieb- 
liche Investitionen, die zur Vorbereitung auf Führungspositionen 
nötig sind (z. B. Gelegenheit zu umfassender informatorischer 
Einarbeitung in verschiedenen Betriebsbereichen, Finanzierung 
von Managementkursen) und setzen Frauen vornehmlich in 
Stabsfunktionen an, die aber weniger Aufstiegschancen bieten. 
Auch fürchten sie zum Teil Autoritätsschwierigkeiten für die 
Frau. 

Traditionelle Vorstellungen von Vorgesetzten, Kollegen und Mit- 
arbeitern über Fähigkeiten, Neigungen und gesellschaftliche Auf- 
gaben der Frau hindern zusätzlich immer noch ihr Fortkommen. 

Die Bundesregierung ist intensiv bestrebt, diese — übrigens welt- 
weite — Erscheinung zu verändern. Sie bemüht sich durch Öffent- 
lichkeitsarbeit und bildungspolitische Maßnahmen, überholte 
Vorstellungen und Benachteiligungen abzubauen und wirkt auf 
eine Ausweitung der Kinderb et reuungseinrichtungen hin, als 
einer wichtigen Voraussetzung für mehr Chancengleichheit der 
Frauen. Diese Ziele verfolgt sie in engem Erfahrungsaustausch 
und in Zusammenarbeit mit anderen Staaten. So suchen zur Zeit 
die EG, der Europarat, die OECD, das Internationale Arbeitsamt 
und die Vereinten Nationen verstärkt nach Wegen, der Frauen- 
erwerbsarbeit eine zeitgerechtere Form zu geben und die Stel- 
lung der Frau in der Berufswelt zu verbessern. 


38. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundeszuschuß von monatlich 50 DM r 
den die Krankenkassen auf Grund des Geset- 
zes zur Änderung des Bundeskindergeldgeset- 
zes und der Reichsversicherungsordnung für 
jedes familienhilfeberechtigte Kind ohne Aus- 
bildungs- oder Arbeitsplatz vom vollendeten 
18, bis 23. Lebensjahr erhalten, auch zu einer 
privaten Krankenversicherung zu gewähren, 
und wenn nein, wie beurteilt die Bundesregie- 
rung die ungleiche Behandlung verfassungs- 
rechtlich, und welche Folgerungen wird sie 
daraus ziehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 


Durch das Gesetz zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
und des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung werden die 
in § 205 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO) umschrie- 
benen Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung auf 
Familienhilfe auch für bestimmte arbeitslose Jugendliche, die das 
23. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, über das 18. Lebens- 
jahr hinaus gewährt. Zur Abgeltung der sich daraus für die 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung ergebenden Bela- 
stung erhalten diese einen Bundeszuschuß in Hohe von monatlich 
50 DM. Für private Krankenversicherungsunternehmen enthält 
das obengenannte Gesetz keine Verpflichtungen zur Ausweitung 
ihrer Vertragsleistungen. Sie können daher einen derartigen 
Bundeszuschuß nicht erhalten. 

Mit der Zahlung des Bundeszuschusses soll verhindert werden, 
daß die in der gesetzlichen Krankenversicherung zusammenge- 
schlossene Versichertengemeinschaft mit zusätzlichen Kosten be- 
lastet wird. Die Bundesregierung sieht darin keinen Verstoß 
gegen das verfassungsmäßige Gleichheitsgebot und hält daher 
eine Rechts änderung nicht für erforderlich. 


39. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Rentner, 
die gezwungen sind, zur Aufbesserung ihres 
Altersruhegeldes einer Erwerbstätigkeit nach- 
zugehen und die daher auch einen Beitrag zur 
gesetzlichen Krankenversicherung leisten müs- 
sen, dennoch nach sechswöchiger Krankheit 
kein Krankengeld bekommen, und welche Fol- 
gerungen zieht sie daraus? 


40. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es zu großen sozialen Härten führen kann, 
wenn ein Rentner, der wegen seiner niedrigen 
Rente auf eine zusätzliche Erwerbstätigkeit 
angewiesen ist, nach sechswöchiger Krankheit 
kein Krankengeld bekommt, obwohl er vor- 
her seinen Beitrag zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung entrichtet hat, und beabsichtigt 
die Bundesregierung eine Änderung dieser 
Regelung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

§ 183 Abs, 4 Reichsversicherungsordnung (RVO) bestimmt, daß 
Empfänger von Altersrenten, die eine versicherungspfliditige 
Beschäftigung ausüben, Krankengeldanspruch nur für die Dauer 
von sechs Wochen haben. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß diese gesetzliche Regelung 
als unbefriedigend empfunden wird, weil die betroffenen Rent- 
ner Krankenversicherungsbeiträge in gleichem Umfang wie die 
übrigen Versicherten, die einen längeren Krankeng eldanspruch 
haben, aufzubringen haben. Sie hat deshalb in dem Entwurf eines 
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Gesetzes zur Weiterentwicklung des Kassenarztrechts und zur 
Änderung der Krankenversicherung der Rentner (Krankenver- 
sicherungs-Weiterentwicklungsgesetz — KVWG — Drucksache 
7/3336) einen Vorschlag zur Lösung dieses Problems gemacht. 
Danach sollten die Krankenversicherungsbeiträge der betroffenen 
Rentner ermäßigt werden. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bun- 
destages hat während seiner Beratungen dieses Gesetzentwurfs 
ohne Gegenstimmen beschlossen, die obengenannte Vorschrift 
ebenso wie die übrigen Vorschriften über die Krankenversiche- 
rung der Rentner nicht mehr in dieser Legislaturperiode zu ver- 
abschieden. Die angesprochene Regelung kann daher erst in der 
nächsten Legislaturperiode geändert werden. 


41. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
seit Jahren in erheblichem Umfang mit Be- 
diensteten befristete Arbeitsverträge ab- 
schließt, die nicht selten in Kettenverträgen 
münden, die sich über mehrere Jahre hinzie- 
hen, und wenn ja, teilt die Bundesregierung 
die Ansicht, daß auf Grund der allgemeinen 
Entwicklung der Arbeitslosenzahlen und auch 
auf Grund der personellen Entwicklung bei 
der Bundesanstalt der dringende Verdacht 
besteht, daß die Befristungen unter dem Ge- 
sichtspunkt der Gesetzesumgehung in erster 
Linie der Umgehung des Sinngehalts der Kün- 
digungsschutzbestimmungen dienen? 


42. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, gegebenen- 

Schmidt falls etwas gegen diese Praxis der Bundesan- 

(München) stalt zu unternehmen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Die Art der der Bundesanstalt für Arbeit obliegenden Aufgaben 
bringt es mit sich, daß die Arbeitsbelastung in den Arbeitsämtern 
ständigen Veränderungen unterliegt. Vorübergehende saisonale 
und konjunkturbedingte Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt 
führen immer wieder zu außergewöhnlichen Arbeitsbelastungen, 
die mit dem vorhandenen Stammpersonal nicht zu bewältigen 
sind. Aus diesem Grunde werden im Haushaltsplan der Bundes- 
anstalt bereits seit 1952 Haushaltsmittel für die Beschäftigung 
von Aushilfskräften bereitgestellt. Eine Vermehrung der Plan- 
stellen für Dauer arbeitskräfte aus Anlaß einer nur vorüberge- 
henden stärkeren Belastung der Arbeitsämter wäre nicht sinnvoll. 

Die derzeitige konjunkturbedingte Mehrbelastung der Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeit und die Übertragung neuer 
Aufgaben auf die Bundesanstalt hat in den Haushaltsjahren 
1974 und 1975 zu einer Vermehrung der Planstellen für Dauer- 
arbeitskräfte um 7462 geführt. Im Hinblick auf die länger an- 
haltende Arbeitsbelastung hat die Bundesregierung im Haus- 
haltsjahr 1975 erstmals zugelassen, daß die Bundesanstalt 640 
Zusatzkräfte mit Dauerarbeitsvertrag, also ohne zeitliche Be- 
fristung, beschäftigt; inzwischen sind diese 640 Stellen im Haus- 
haltsjahr 1976 ebenfalls in Planstellen für Dauer arbeitskräfte 
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umgewandelt worden. Soweit die Bundesanstalt für Arbeit trotz 
der erheblichen Vermehrung an Stellen für Dauerarbeitskräfte 
einen damit noch nicht gedeckten vorübergehenden Bedarf an 
weiteren Arbeitskräften hat, muß sie diesem durch die Beschäfti- 
gung von Aushilfskräften entsprechen. Im Hinblick auf die sich 
bessernde Arbeiitsmarktlage erscheint es nicht vertretbar, für die 
Übergangszeit bis zur vollen konjunkturellen Erholung der Wirt- 
schaft und der damit zu erwartenden Entlastung der Arbeits- 
ämter den gegenwärtigen Personalbedarf der Bundesanstalt in 
vollem Umfange mit Dauerarbeitskräften zu decken. 

Mit den benötigten Aushilfskräften schließt die Bundesanstalt für 
Arbeit wie auch andere Verwaltungen oder Betriebe befristete 
Arbeitsverträge ab. Nach der ständigen und gefestigten Recht- 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts ist der Abschluß befristeter 
Arbeitsverträge grundsätzlich zulässig. Es müssen jedoch sach- 
liche Gründe für eine Befristung vorliegen, weil sonst das zwin- 
gende Kündigungsschutzrecht umgangen würde. Beim Vorliegen 
sachlicher Gründe kann das Arb eits Verhältnis auch mehrfach be- 
fristet werden; es muß also nicht ein neuer Arbeitnehmer einge- 
stellt werden, was auch nicht im Interesse des beschäftigten 
Arbeitnehmers liegen würde. Nach den Tarifverträgen der Bun- 
desanstalt für Arbeit sind Befristungen gleichfalls zulässig. 

Aus den aufgezeigten Gründen sieht die Bundesregierung zur 
Zeit keinen Anlaß, die Praxis der Bundesanstalt für Arbeit bei 
der Beschäftigung von Aushilfskräften zu beanstanden. 


43. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bun- 
desrechnungshof die Wahl von Versicherten- 
ältesten bei den Landesversicherungsanstalten 
als unwirtschaftlich kritisiert, und welche Maß- 
nahmen wird sie auf Grund dieser Kritik er- 
greifen? 


44. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die vom Gesetzgeber vorgesehene Möglichkeit 
der Einrichtung von Versichertenältesten zur 
Betreuung der Versicherten in allen Angele- 
genheiten der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach wie vor notwendig ist, und wird sie die 
Rentenversicherungsträger bzw. die zuständi- 
gen Landesbehörden davon unterrichten, daß 
sie nach wie vor der Auffassung ist, daß die 
entsprechenden Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung nicht novellierungsbedürf- 
tig sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß der Bundesrech- 
nungshof die Wahl von Versichertenältesten bei den Landes- 
versicherungsanstalten generell als unwirtschaftlich kritisiert. 
Der Bundesrechnungshof hat isich nur in einem Einzelfall, und 
zwar bei der Landes Versicherungsanstalt Niederbayem/Ober- 
pfalz, dahin gehend geäußert, daß im Interesse einer sparsamen 
Haushalts- und Wirtschaftsführung eine geringere Zahl von Ver- 
sichertenältesten, als zunächst vorgesehen war, gewählt werden 
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sollte. Er hat die Landesversicherungsanstalt in seinen Prüfungs- 
mitteilungen daher gebeten, hierzu Stellung zu nehmen und ihn 
auch über den Stand der Beratungen des Vorstandes über die 
Anzahl der Versichertenältesten zu unterrichten. Das Prüfungs- 
verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Bundesregierung, die an dem Prüfungsverfahren nicht betei- 
ligt ist, sieht keinen Anlaß zu irgendwelchen Maßnahmen. Sie 
hält, wie sich bereits aus ihrer Gesetzesinitiative zu § 1 Abs. 4 
Satz 1 SVwG im Achten Gesetz zur Änderung des Selbstver- 
waltungsgesetzes ergibt, die Einrichtung von Versichertenälte- 
sten als ortsnahe Verbindung zwischen den Versicherten und 
Versieh erungsträgern für geboten und förderungs würdig. Der 
Deutsche Bundestag hat vor kurzem die geltende Regelung im 
Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver- 
sicherung — bestätigt und unverändert beschlossen; der Bundes- 
rat hat insoweit keine Einwendungen erhaben. 


45. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Sind die für Aufgaben im Zusammenhang mit 
der gewerblichen Arbeitnehmerüberlassung 
bei der Bundesanstalt für Arbeit ausgewiese- 
nen, von 1972 bis 1975 um mehr als das 
dreizehnfache gestiegenen Stellen zusätzlich 
zu den vorhandenen Stellen geschaffen wor- 
den, oder konnten dafür an anderer Stelle 
Einsparungen vorgenommen werden, wenn ja, 
an welcher Stelle in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 27. August 

Die Durchführung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde 
der Bundesanstalt für Arbeit 1972 als neue Aufgabe übertragen. 
Zur Bewältigung dieser Aufgabe mußten im Haushalt der Bundes- 
anstalt neue Planstellen geschaffen werden, und zwar 

im Jahr 1972 9 Stellen 

im Jahr 1974 20 Stellen 

im Jahr 1975 90 Stellen 

zusammen 119 Stellen. 


Da im gleichen Zeitraum der Bundesanstalt darüber hinaus noch 
weitere Aufgaben (z. B. Kindergeld) übertragen sowie andere 
Aufgabenbereiche der Bundesanstalt erweitert wurden oder aus 
anderen Gründen einen wesentlich stärkeren Arbeitsaufwand 
erforderten (Zunahme der Bildungsförderung, der Kurzarbeiter 
und der Arbeitslosen), war es nicht möglich, die für die Durch- 
führung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes benötigten Plan- 
stellen an anderer Stelle des Haushalts einzusparen; die vor- 
erwähnten 119 Planstellen sind also zusätzlich geschaffen worden. 

Vor dem Inkrafttreten des Arbeitnehmerüberlassungsesetzes 
herrschten bei der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 
erhebliche Mißstände. Diese konnten nur durch einen intensiven 
zeitaufwendigen Außendienst der zuständigen Fachkräfte der 
Arbeitsämter beseitigt werden. Auch in der Zukunft ist ein stän- 
diger Außendienst erforderlich, um den nach Auskunft der Bun- 
desanstalt gerade zur Zeit wieder zunehmenden Versuchen des 
illegalen Verleihs von Arbeitskräften zu begegnen. 


34 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5749 


Der Personalansatz für die Durchführung des Arbeitnehmerüber- 
lassungsgesetzes ist mit 119 Planstellen auf das unbedingt not- 
wendige Maß beschränkt. 


46. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Von welchen Annahmen hinsichtlich des Wirt- 
schaftswachstums, der Preisentwicklung, der 
Zahl der Arbeitslosen, des Beitragsaufkom- 
mens und der Sätze der jährlichen Rentenan- 
passungen geht die Bundesregierung bei ihrer 
vom Parlamentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
verbreiteten Erklärung aus, daß das Defizit in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nur vor- 
übergehender Natur sei, und wann werden 
nach diesen Erkenntnissen die Defizite abge- 
deckt und ein Gleichgewicht von Einnahmen 
und Ausgaben bei angemessenen Rücklagen 
entsprechend den geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen erreicht sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 26. August 

Der Rentenanpassungsbericht 1976, der auf dem zeitlichen Rechts- 
stand vom 1. Oktober 1975 beruht, weist in der Übersicht 25 
(vgl. Drucksache 7/4250, S. 50) aus, wie sich bei verschiedenen 
Annahmekombinationen über wirtschaftliche Bedingungen die 
Rücklage der Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten im langfristigen Vorausberechnungszeitraum entwickelt. 
Die Annahme über die langfristigen wirtschaftlichen Bedingun- 
gen stützen sich auf empirisch gesicherte Werte; sie werden 
außerdem von der Überzeugung getragen, daß der wirtschaftliche 
Aufschwung sich weiter kräftigen und verstetigen wird. Aus der 
Übersicht wird deutlich, daß ein Ausgleich von Einnahmen und 
Ausgaben mit ausreichenden Rücklagen unter gesamtwirtschaft- 
lichen Bedingungen zu erreichen ist, die langfristig als realistisch 
bezeichnet werden können. 

Der nächste von der Bundesregierung vorzulegende Rentenan- 
passungsbericht wird die zwischenzeitlich eingetretenen aktuellen 
Veränderungen berücksichtigen. 


47. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung Berech- 
nungen des Verbands deutscher Rentenver- 
sicherungsträger als „dubiose Zahlenspiele- 
reien" bezeichnet und zur Begründung behaup- 
tet hat, der Verband habe seinen Berechnun- 
gen einen Zuwachs der Beitragseinnahmen von 
5,2°/o zugrundegelegt, obwohl der Verband von 
7°/o ausgegangen ist, und trifft es ferner zu, 
daß die Bundesregierung die Berechnungen 
des Verbands mit dem Hinweis auf einen Bei- 
tragszuwachs im Mai dieses Jahrs von 9,2%) 
zu erschüttern versucht hat, obwohl bei dieser 
Zuwachsrate einmalige Sondereinflüsse eine 
Rolle spielten, so daß im Juni dieses Jahrs 
die Zuwachsrate schon wieder auf 6,3% sank? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Die Bundesregierung hat in ihren Verlautbarungen zur Finanz- 
lage der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit sie dabei auf 
vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträger vorgelegtes 
Zahlenmaterial eingegangen ist, stets darauf hingewiesen, daß 
die Zahlen des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
auf Annahmen beruhen, die veränderlich sind und insbesondere 
von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung abhängen. Auf 
Grund des stetigen wirtschaftlichen Aufschwungs hat der Ver- 
band die seinen Vorausschätzungen zugrunde liegenden Annah- 
men — den Erwartungen der Bundesregierung entsprechend — 
laufend zum Positiven hin korrigieren müssen, so daß sich je- 
weils ein günstigeres Bild der Finanzlage der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ergab. Für die vor uns liegende Zeit geht die 
Bundesregierung von einer sich weiter verbessernden wirtschaft- 
lichen Gesamtsituation und damit auch von einer weiteren Ver- 
besserung der Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung 
aus. Diese Einschätzung beruht nicht auf den Ergebnissen von 
Einzelmonaten, sondern auf einer Gesamtbeurteilung des Kon- 
junkturverlaufs. 


48. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Ist der Sozialbericht der Bundesregierung so 
zu verstehen, daß für Honorare und Pflege- 
sätze die gleichen Überlegungen gelten sollen, 
und wie sind die Überlegungen der Bundes- 
regierung auf diesem Gebiet mit dem Prinzip 
zu vereinbaren, daß die Pflegesätze die Kosten 
decken sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Arzthonorare und Krankenhauspflegesätze unterliegen aus einer 
Reihe von Gründen einer unterschiedlichen Entwicklung. Die 
Bundesregierung hat im Sozialbericht 1976 (Teil B, Nr. 42 und 47) 
einen Zuwachs der Ausgaben für ärztliche ambulante Behandlung 
für die Jahre 1976 bis 1979 von jeweils 8% bis 8V2°/o (entspre- 
chend der voraussichtlichen Steigerung der Bruttolöhne und 
-gehälter je abhängig Beschäftigten im Rahmen der mittelfristigen 
Wiirtschaftsprojektion) unterstellt, bei den Ausgaben für Kran- 
kenhauspflege dagegen einen Zuwachs von jeweils rund 13%. 

Bei diesen Angaben handelt es sich aber nicht um Zielprognosen, 
sondern um Angaben darüber, was voraussichtlich geschieht, 
wenn von keiner Seite Anstrengungen für eine anders ver- 
laufende Kostenentwicklung unternommen werden. Im Sozial- 
bericht 1976 (Teil A Nr. 62 und Teil B Nr. 40) ist vielmehr aus- 
drücklich dargelegt, daß die Politik der Bundesregierung, die 
Kosten im Bereich des Gesundheitswesens zu dämpfen, in Zu- 
kunft fortgesetzt werden wird. 

Dabei ist nicht beabsichtigt, den Grundsatz aufzugeben, daß die 
Pflegesätze „auf der Grundlage der Selbstkosten eines sparsam 
wirtschaftenden, leistungsfähigen Krankenhauses und einer Ko- 
sten- und Leistungsrechnung eine wirtschaftliche Betriebsführung 
ermöglichen und die medizinisch und wirtschaftlich rationelle 
Versorgung durch die Krankenhäuser sichern" (§17 des Gesetzes 
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zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Rege- 
lung der Krankenhauspflegesätze vom 29. Juni 1972). Es geht 
vielmehr darum, den Kostenanstieg weiter zu dämpfen und den 
Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und der Bedarfsgerechtig- 
keit noch mehr Geltung als bisher zu verschaffen. 


49. Abgeordneter Welchen Inhalt haben im einzelnen die vom 
Geisenhofer Bundesarbeitsministerium angestellten über- 

(CD.U/CSU) legungen, in der gesetzlichen Rentenversiche- 

rung in Zukunft auf die gesetzlichen Rücklagen 
zu verzichten, und bedeuten Äußerungen über 
eine stärkere künftige Inpflichtnahme des Bun- 
deshaushalts, daß die derzeit noch vorhande- 
nen Rücklagen nicht ausreichen, zusammen mit 
den laufenden Beitragseinnahmen die Renten- 
zahlungen mittelfristig zu decken? 


50. Abgeordneter Welche Höchst- und Mindestsätze wurden bei 
Geisenhofer den vom Bundesarbeitsministerium angestell- 

(CDU/CSU) ten Überlegungen über variable Beitragssätze 

in der gesetzlichen Rentenvesricherung ins 
Auge gefaßt, und an welchen Beitragssatz in- 
nerhalb eines solchen Systems ist für die Zeit 
nach dessen Inkrafttreten gedacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung werden 
— unabhängig von den aktuellen Gegebenheiten — Überlegun- 
gen mit dem Ziele angestellt, die Funktionsfähigkeit der Rücklage 
der gesetzlichen Rentenversicherung als konjunkturelle Schwan- 
kungsreserve weiter zu verbessern. Pläne, in den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten auf Rücklagen zu 
verzichten oder das Finanziemngssystem der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in anderer Weise grundlegend zu ändern, gibt 
es innerhalb der Bundesregierung nicht. 


51. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die schwierige Lage 
Müller von Arbeitslosen, die eine befreiende Lebens- 

(Remscheid) Versicherung aufrechterhalten müssen, be- 

(CDU/CSU) kannt, und sieht die Bundesregierung eine 

Möglichkeit der finanziellen Unterstützung für 
diesen Personenkreis angesichts der Tatsache, 
daß in der gesetzlichen Rentenversicherung 
während der Arbeitslosigkeit keine Beiträge 
bezahlt werden, aber diese Zeit als Ausfallzeit 
gilt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es in einzelnen Fällen für 
Arbeitslose schwierig sein kann, ihre befreiende Lebensversiche- 
rung in vollem Umfange auch während der Zeit ihrer Arbeits- 
losigkeit aufrechtzuerhalten. Die Bundesregierung sieht jedoch 
keine Möglichkeit, diesem Personenkreis, der seinerzeit die 
private Lebensversicherung der gesetzlichen Rentenversicherung 
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vorgezogen und von den späteren Möglichkeiten, der gesetz- 
lichen Rentenversicherung beizutreten, keinen Gebrauch gemacht 
hat, durch Übernahme der Beiträge zu helfen. Dies würde bedeu- 
ten, daß aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung Aufwendungen 
zur Alterssicherung gezahlt würden. Derartige Beiträge werden 
jedoch auch für die rentenversicherungspflichtigen Arbeitslosen 
nicht gezahlt. Deren Sicherung wird in der gesetzlichen Renten- 
versicherung ohne Beitragszahlung gewährleistet. Abschließend 
darf ich darauf hinweisen, daß die Lebensversicherungsunter- 
nehmen in der Regel bereit sind, den bei ihnen versicherten 
Arbeitslosen durch besondere Vereinbarungen — etwa durch 
Stundung der Beiträge — weitgehend entgegenzukommen. 


52. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die rechtzeitige Durchführung 
der ab 1. September 1976 wirksam werdenden 
Änderung des Bundeskindergeldgesetzes, wo- 
nach Jugendlichen zwischen dem 18. und 23. 
Lebensjahr Kindergeld gewährt wird, wenn 
sie weder in Ausbildung noch in einem Ar- 
beitsverhältnis stehen, sich aber für die Ar- 
beitsvermittlung bereithalten, deshalb in Frage 
gestellt ist, weil die Arbeitsämter bis jetzt we- 
der Antragsformulare noch Durchführungsan- 
weisungen erhalten haben, und bis wann kön- 
nen die Arbeitsämter gegebenenfalls mit die- 
sen notwendigen Unterlagen rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 27. August 

Das Gesetz zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes und des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung wurde am 24, Au- 
gust 1976 im Bundesgesetzblatt, Teil I S. 2213, verkündet. 

Bereits mit Schreiben vom 20. August 1976 sind die Kindergeld- 
kassen der Arbeitsämter und die öffentlichen Dienstherren und 
Arbeitgeber, die das Kindergeld für ihre Bediensteten zahlen, 
über die gesetzliche Neuregelung unterrichtet und mit den erfor- 
derlichen Durchführungsanweisungen für die Antragsbearbeitung 
versehen worden. 


53. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung sich für flexiblere 
Ladenschlußzeiten einsetzen, wie sie vom Ge- 
neralsekretär der CDU befürwortet worden 
sein sollen, oder wird sie weiter an den gel- 
tenden Ladenschlußzeiten festhalten? 


54. Abgeordneter Hat die Bundesregierung das Problem einer 
Dr. Jens Änderung der Ladenschlußzeiten überprüft, 

(SPD) und zu welchem Ergebnis ist sie gekommen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Busdifort 
vom 26. August 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, eine Änderung der 
geltenden Ladenschlußzeiten vorzuschlagen. Diese beruhen auf 
einem Kompromiß zwischen den unterschiedlichen Interessen des 
Einzelhandels, der dort beschäftigten Arbeitnehmer und der Ver- 
braucher. 
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Die Bundesregierung hat das Problem einer Änderung der Laden- 
schlußzeiten wiederholt geprüft. Sie hat festgestellt, daß der 
derzeitige Kompromiß für keine der drei Seiten eine optimale 
Lösung darstellt Eine bessere Lösung, die alle Seiten befriedigen 
würde, ist jedoch bisher nicht gefunden worden. 


55. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die finanziellen Schwierigkeiten der Renten- 
versicherungsträger durch die Beseitigung der 
gesetzlichen Mindestrücklagen und durch eine 
Defizitfinanzierung aus dem Bundeshaushalt 
behoben werden können, und wenn ja, wird 
sie dementsprechende Initiativen ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung werden 
- — unabhängig von den aktuellen Gegebenheiten — Überlegun- 
gen mit dem Ziele angestellt, die Funktionsfähigkeit der Rücklage 
der gesetzlichen Rentenversicherung als konjunkturelle Schwan- 
kungsreserve weiter zu verbessern. Pläne, auf eine Rücklage in 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
künftig zu verzichten, gibt es innerhalb der Bundesregierung 
nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


56. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis von der 
Zahl der Wehrpflichtigen, die unter Berufung 
auf Gewissenskonflikte den Dienst mit der 
Waffe in der Hand ablehnen, jedoch von der 
Prüfungskommission nicht als Kriegsdienstver- 
weigerer anerkannt werden und zur Bundes- 
wehr eingezogen wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 25. August 

Der Bundesregierung sind die von Ihnen gewünschten Zahlen 
nicht bekannt. 

Wehrpflichtige, deren Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer von den Prüfungsgrejnien abgelehnt worden ist, 
werden wie alle anderen verfügbaren Wehrpflichtigen nach ihrer 
Eignung für die zu besetzenden Dienstposten zum Grundwehr- 
dienst ausgewählt. Dieser Personenkreis wird dann einberufen, 
wenn die Ablehnung unanfechtbar geworden ist oder an ihrer 
Stelle nicht ebenso geeignete andere Wehrpflichtige einberufen 
werden können. 
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57. Abgeordneter Wie verfährt die Bundesregierung mit den 
Dr. Enders unter diesen Umständen einberufenen jungen 

(SPD) Menschen, und hält die Bundesregierung de- 

ren gegenwärtige Behandlung für sinnvoll? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 25. August 

Solange bei einem Soldaten ein Verfahren zur Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer schwebt, kann er nach dem Erlaß vom 
27. November 1975 von der unmittelbaren Bedienung der Waffen 
befreit werden, wenn der Dienst mit der Waffe für ihn als eine 
unzumutbare Härte erscheint. Die Bundesregierung hält diese 
Regelung bei der z. Z. noch bestehenden Gesetzeslage für sinn- 
voll, weil sie dem Interesse der Einsatzbereitschaft der Streit- 
kräfte ebenso wie dem Interesse des Antragstellers im extremen 
Gewissenskonflikt dient. Der Erlaß entspricht höchstrichterlicher 
Entscheidung und steht im Einklang mit den Bemühungen aller 
Fraktionen des Deutschen Bundestages, durch Gesetzesänderun- 
gen das Anerkennungsverfahren für Kriegsdientsverweigerer 
neu zu regeln, ohne dieser Gesetzesänderung vorzugreifen. 

Der inzwischen vom Deutschen Bundestag verabschiedete Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des 
Zivildienstgesetzes bezweckt u. a., daß ein Soldat, der die Fest- 
stellung seiner Berechtigung zur Kriegsdienstverweigerung bean- 
tragt hat, in den Zivildienst überführt werden kann, wenn der 
Dienst mit der Waffe für ihn eine unzumutbare und auf andere 
Weise nicht behebbare Härte bedeuten würde. 

Im übrigen können auch einberufene Wehrpflichtige, die von 
den Prüfungsgremien als Kriegsdienstverweigerer abgelehnt wor- 
den sind, nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Ablehnung 
jederzeit erneut ihre Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
beantragen. Mit einem solchen Neuantrag können sie allerdings 
die Anerkennung nur dann erreichen, wenn sie eine neue innere 
Entwicklung durchgemacht haben oder eine Vertiefung oder 
Verfestigung ihrer schon in dem früheren, abgeschlossenen Ver- 
fahren dargetanen und festgestellten inneren Haltung eingetreten 
ist. 


58. Abgeordnete 

Frau 

Tübler 

(CDU/CSU) 


Wie viele Wehrpflichtige haben im Juni und 
Juli dieses Jahrs einen Antrag auf Kriegs- 
dienstverweigerung gestellt, und wie viele 
junge Männer waren davon zur Zeit der An- 
tragstellung schon zum Wehrdienst einberu- 
fen? 


Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 19. August 

In den Monaten Juni und Juli 1976 haben insgesamt 3930 Wehr- 
pflichtige einen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstver- 
weigerer gestellt. Hiervon entfallen 2117 Anträge auf den Monat 
Juni und 1813 Anträge auf den Monat Juli. Von den Antrag- 
stellern waren 253 Wehrpflichtige dm Zeitpunkt der Antragstel- 
lung bereits zum Wehrdienst einberufen. Diese Zahl umfaßt so- 
wohl diejenigen Wehrpflichtigen, die im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung bereits Soldat waren, als auch diejenigen, die den Ein- 
berufungsbescheid bereits erhalten hatten, aber noch nicht im 
Wehrdienstverhältnis standen. Von diesen 253 Anträgen wurden 
84 im Monat Juni, 169 im Monat Juli 1976 gestellt. 
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59. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß auch noch nach Abzug der 
belgischen Streitkräfte aus Euskirchen der von 
Ortschaften umgebene Truppenübungsplatz 
Schavener Heide auch weiterhin von Flugzeu- 
gen der NATO als Zielpunkt simulierter Bo- 
denunterstützungseinsätze genutzt wird, die 
dabei regelmäßig nicht nur eine Lärmbelästi- 
gung, sondern auch eine erhebliche Gefähr- 
dung der Bevölkerung darstellen? 


60. Abgeordneter Welche flugsicherungstechnischen Auflagen 
Milz sind für diese Ubungsflüge maßgebend, wie 

(CDU/CSU) werden diese überwacht und ist sichergestellt, 

daß Verstöße verfolgt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 25. August 


Das derzeit von den belgischen Streitkräften genutzte Übungs- 
gelände Schavener Heide wird ab 1. September 1976 von der 
Bundeswehr übernommen. Es ist für die am Standort Euskirchen 
stationierten Truppenteile des Heeres als Standortübungsplatz 
vorgesehen. 

Der Ausbildungskalender der NATO-Streitkräfte sieht für alle 
Truppenteile Phasen des Zusammenwirkens von Heeres- und 
Luftstreitkräften vor. Im Rahmen dieser Richtlinien wird der 
Standortübungsplatz Schavener Heide auch weiterhin von 
NATO-Luftf ahrzeugen angeflogen werden. Uber das Ausmaß der 
künftigen Nutzung können detaillierte Angaben zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht gemacht werden. 

Zu Ihrer Anschlußfrage, welche Auflagen für diese Ubungsflüge 
maßgebend sind, stelle ich fest: 

Luft-/Boden-Unterstützungseinsätze auf Standortübungsplätzen 
werden als Übungstiefangriffe ohne Verwendung scharfer bzw. 
von Ubungsmunition durchgeführt, weshalb eine zusätzliche 
Gefährdung der Bevölkerung nicht gesehen werden kann. 

Solche Einsätze werden nur unter Leitung besonders qualifizier- 
ten Personals durch einsatzbereite (combat ready status) Besat- 
zungen unter Sichtflugbedingungen und Einhaltung befohlener 
Mindesthöhen geflogen. 

Hierbei zu beachtende Vorschriften sind auf NATO-Ebene das 
AFCENT Low Flying Handbook, auf Luftwaffenebene die Zen- 
trale Dienstvorschrift (ZDv) 19/2. 


61. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Sind Presseinformationen zutreffend, nach de- 
nen das französische Verteidigungsministerium 
beabsichtigt, in Kürze vor allem Artillerie- 
einheiten aus Standorten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach Frankreich zurückzu- 
führen, weil sie mit taktischen Atomwaffen 
vom Typ Pluto ausgerüstet werden sollen, 
und um welche Einheiten handelt es sich hier? 
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Ist in diesem Zusammenhang beabsichtigt, die 
in Konstanz stationierten französischen Ein- 
heiten nach Frankreich zurückzuführen, und 
ist gegebenenfalls die Bundesregierung bereit, 
dann vor allem das frei werdende Areal der 
Klosterkaserne für dringend erforderliche kom- 
munalpolitische Aufgaben der Stadt Konstanz 
zur Verfügung zu stellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 1. September 

Die Absicht der französischen Regierung, drei Artillerie-Regi- 
menter aus der Bundesrepublik Deutschland nach Frankreich 
zurückzuverlegen und zwei von ihnen in Frankreich mit takti- 
schen Atomwaffen auszurüsten, hat die französische Regierung 
bereits im Herbst 1975 öffentlich bekanntgegeben (Verteidi- 
gungsminister Bourges vor der Nationalversammlung). Diese 
Pläne stehen im Zusammenhang mit der geplanten Umstruktu- 
rierung des französischen Heeres. Der französische Oberbefehls- 
haber der Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland hat 
Bundesmimster Leber zu Jahresbeginn 1976 entsprechend unter- 
richtet. 

Es handelt sich um 

Art Regt. 50 Villingen 
Art Regt. 68 Landau 
Art Regt. 32 Weingarten 

In einer für den 30. September 1976 in Bonn vorgesehenen 
deutsch/französischen Besprechung wird die französische Seite 
über freiwerdende Liegenschaften unterrichten. Daher bitte ich 
um Verständnis, wenn ich Ihre zweite Frage vorerst nicht be- 
antworten kann. 


62. Abgeordneter 
Biediele 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


63. Abgeordneter 

Dr. Penner 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung über bereits be- 
stehende einschlägige rechtliche Regelungen 
(Heimgesetz und Verordnung über die Mitwir- 
kung von Heimbewohnern in Angelegenheiten 
des Heimbetriebes) hinaus Wege, die besser 
als bisher geeignet wären, Vorgänge, wie sie 
in dem Aufsehen erregenden Wuppertaler 
Pflegeheim-Mordprozeß im Zusammenhang 
mit Unterbringung und Behandlung alter Men- 
schen zur Sprache gebracht worden sind, ver- 
meiden zu helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 25. August 

Die Verhinderung ähnlicher Vorfälle, wie sie in dem von Ihnen 
angesprochenen Mordprozeß bekannt wurden, ist in erster Linie 
nicht eine Frage weiterer gesetzlicher Verbesserungen, sondern 
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der Durchführung bereits bestehender Uberwachungsregelungen 
durch die hierfür zuständigen Landesbehörden. Das am 1. Januar 
1975 in Kraft getretene Heimgesetz und die hierzu inzwischen 
von den Ländern erlassenen Verwaltungsvorschriften bieten eine 
ausreichende Grundlage für die örtlich zuständigen Behörden, 
Mißstände oder Mängel rechtzeitig festzustellen und zu beseiti- 
gen. Soweit der Bundesregierung bekannt ist, machen die zu- 
ständigen Behörden auch voll von den ihnen eingeräumten Uber- 
wachungsr echten Gebrauch. Es kann daher erwartet werden, daß 
solche Übergriffe des Heimpersonals wie in dem in Rede stehen- 
den Fall — der sich im übrigen vor Inkrafttreten des Heimge- 
setzes ereignet hatte — künftig ausgeschlossen werden. Hierzu 
werden auch die am 1. August 1976 in Kraft getretene Heimmit- 
wirkungsverordnung und die dem Bundesrat zur Zustimmung 
noch vorliegende Heimmindestverordnung beitragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


64. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß bei der Deutschen Bundes- 
bahn “(DB) noch eine größere Anzahl von tat- 
sächlich nicht mehr benötigten ausländischen 
Mitarbeitern weiter beschäftigt werden, und 
wie groß ist in etwa deren Zahl? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 

Seit November 1974 ist es der Deutschen Bundesbahn gelungen, 
den Personalbestand um über 32 000 Beschäftigte herabzusetzen. 
Dies ist eine große Leistung aller Mitarbeiter der Deutschen 
Bundesbahn. Der Personalabbau wird im Zuge der Rationalisie- 
rung weitergehen. Bis zum Jahr 1979 soll die Zahl der Beschäftig- 
ten um insgesamt 60 000 reduziert werden. Dabei wird auch die 
Zahl der ausländischen Arbeitskräfte entsprechend zurückgehen. 


65. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Um- 
stand, daß die Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn untergeordnete Bundes- 
bahndienststellen auf Anfrage stets dahin be- 
scheidet, die auf dem „Antrag auf Arbeitser- 
laubnis" vorgesehene Bestätigung weiteren 
Bedarfs sei grundsätzlich also auch für solche 
ausländischen Mitarbeiter zu erteilen, die ent- 
behrlich seien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 

Die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn hat weder in 
Einzelfällen noch allgemein Weisungen gegeben, wonach eine 
Bestätigung des weiteren Bedarfs für einen ausländischen Mit- 
arbeiter auch dann gegeben werden solle, wenn dieser entbehrt 
werden kann. 
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66. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Innerhalb welchen Zeitraums wird die Kom- 
mission zur Untersuchung der Ursache des 
Dammbruchs am Elbe-Seiten-Kanal ihre Ar- 
beit abschließen und ein Ergebnis vorlegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 20. August 

Die Sachverständigengruppe hat die örtlichen Messungen und 
Untersuchungen an der Schadensstelle abgeschlossen und wird 
den Abschlußbericht Anfang September 1976 vorlegen. 


67. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die Uberholungs- und Ausbesse- 
rungsarbeiten am Elbe-Seiten-Kanal auf maxi- 
mal ein Vierteljahr zu begrenzen, um den 
Ausfallschaden für die Industriehäfen durch 
Verzögerung der Ansiedlung sowie der An- 
und Ablieferung weitgehend zu begrenzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 20. August 

Die Sachverständigengruppe hat den Auftrag, sowohl die Scha- 
densursache zu klären, als sich auch zu etwa notwendigen Fol- 
gerungen für ähnliche Bauwerke des Elbe-Seiten-Kanals (ESK) 
zu äußern. Der Umfang der Arbeiten am ESK und damit auch 
ihre Zeitdauer hängen daher von dem Untersuchungsergebnis 
dieser Sachverständigengruppe ab. 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bemüht, den ESK in 
möglichst kurzer Frist wieder in Betrieb zu nehmen. 


68. Abgeordneter Erachtet die Bundesregierung den eingleisigen 
Dr. Dübber Ausbau der Fembahnstrecke zwischen den 

(SPD) Bahnhöfen Westkreuz und Berlin-Spandau als 

ausreichend für die zukünftige Verkehrsdichte 
auf der Strecke Berlin — Hamburg über den 
Grenzübergang Staaken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 20. August 

Die Öffnung des Grenzübergangs Staaken für den Fernreisezug- 
verkehr zwischen Berlin und Hamburg und die damit im Zusam- 
menhang stehende Wiederinbetriebnahme der Schienen Verbin- 
dung zwischen den Bahnhöfen Westkreuz und Spandau läßt eine 
beachtliche Verkürzung der Reisezeiten dieser Züge erwarten. 
Es besteht kein Grund zu der Annahme, daß die Kapazität des 
von Ihnen genannten eingleisigen Streckenteils für die Durch- 
führung der Reisezüge zwischen Berlin und Hamburg auch bei 
angemessener Verkehrssteigerung nicht ausreicht. 
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69. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie lange braucht die Autobahnverwaltung 
für die Auszahlung der restlichen 20% des 
Kaufpreises von Grundstücken, und welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um die für Bundesfernstraßen und 
Autobahnen benötigten Grundstücke in einer 
angemessenen Frist zu 100% zu bezahlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. August 

Aus Ihrer Fragestellung geht nicht hervor, auf welchen Sachver- 
halt sich Ihre Frage bezieht. Ohne die Darstellung des gemeinten 
konkreten Falls ist eine Beantwortung daher nicht möglich. 


70. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die Einsparungen an 
Dr. Ahrens Straßenunterhaltungskosten im vergangenen 

(SPD) Winter nach Verbot der Benutzung von Spikes- 

Reifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 20. August 

Der Wert des auf dem gesamten Streckennetz der Bundesrepublik 
Deutschland durch spikesbereifte Fahrzeuge hervorgerufenen 
Materialabtrages allein in den Radspuren wurde mit 400 Millio- 
nen DM pro Jahr beziffert. Diese Kostenschätzungen gelten für 
die Jahre 1970 bis 1972 und mithin für eine Zeit mit den höchsten 
Spikesanteilen im Verkehr. In den folgenden Jahren haben die 
restriktiven Maßnahmen der Bundesregierung eine Abnahme der 
Spikesverwendung bewirkt und damit zu einer Verminderung 
des jährlichen Schadensumfangs geführt. Andererseits muß je- 
doch berücksichtigt werden, daß in der Regel nicht nur die Spur- 
rinnen ausgebessert werden, sondern daß aus bau- und verkehrs- 
technischen Gründen ein Belag über die gesamte Fahrbahnfläche 
aufgezogen werden muß. 

Nach Ablauf der Zulassungsfrist für Spikesreifen mit dem 
30. April 1975 kann deshalb davon ausgegangen werden, daß sich 
die jährlichen Einsparungen bei den Straßenunterhaltungs- und 
-Instandsetzungskosten größenordnungsmäßig bis in Höhe des 
vorgenannten Betrages bewegen werden. 


71. Abgeordneter 

Stücklen 


(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Erlöse der einzelnen Aus- 
gaben der Deutschen Jugendmarken, wofür 
wurden sie verwendet, und wie hoch waren 
die verteilten Beträge im einzelnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 27. August 

Die jährlich mit den Beschriftungen „Deutsche Bundespost" und 
„Deutsche Bundespost Berlin" erscheinenden Jugendmarken sind 
mit Zuschlägen zugunsten der Stiftung Deutsche Jugendmarke 
e. V., Karl-Finkelnburg-Straße 19, 5300 Bonn-Bad Godesberg, 
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ausgestattet. Diese Stiftung wurde am 5. März 1965 gegründet. 
Der Verein hat satzungsgemäß die Aufgabe, die beim Verkauf 
der Jugendmarken erzielten Zuschlagserlöse für Maßnahmen zum 
Wohle der deutschen Jugend zu verwenden. Im Jahresbericht 
1975 der Stiftung, der nach dem letzten abgeschlossenen Verkauf 
der Serie Jugendmarken 1975, erschienen ist, wurden folgende 
Jahreserlöse sowie die Beträge, die dem Verein in den einzelnen 
Jahren für Zwecke der Jugendhilfe zur Verfügung standen, ver- 
öffentlicht. 


Jahr 

Verkaufte 
Jugend- 
marken 
— Mio. 
Stück — 

Bruttoerlös 

DM 

Nettoerlös 

DM 

vom Verein für 
Zwecke der 
Jugendhilfe 
zu vergeben 
DM 

a 

b 

c 

d 

e 

1962 

28,0 

2 529 380,10 

2 478 792,50 

2 478 792,50 

1963 

24,4 

2 344 849,20 

2 297 952,22 

2 297 952,22 

1964 

25,9 

2 514 859,85 

2 464 562,66 

2 464 562,66 

1965 

65,8 

5 385 116,30 

5 277 413,97 *) 

4 218 975,41 

1966 

50,5 

6 716 608,40 

6 582 276,23 *) 

5 632 164,27 

1967 

45,1 

5 763 775,30 

5 648 499,79 *) 

4 815 677,95 

1968 

44,8 

5 668 373,55 

5 555 006,08 *) 

4 547 894,38 

1969 

43,8 

5 607 583,15 

5 495 421,49 *) 

4 927 490,95 

1970 

43,8 

5 803 549,90 

5 687 488,90 *) 

5 355 583,18 

1971 

34,7 

4 734 673,35 

4 639 979,88 

4 639 979,88 

1972 

33,3 

5 214 279,00 

5 109 993,42 

5 109 993,42 

1973 

31,5 

6 288 440,35 

6 162 671,54 

6 162 671,54 

1974 

29,3 

5 884 735,75 

5 767 041,03 

5 767 041,03 

1975 

34,4 

8 080 000,00 

7 918 400,00 

7 918 400,00 


Durch die Stiftung Deutsche Jugendmarke e. V. wurden seit 
März 1965 folgende Beträge aus der Summe aller Zuschüsse be- 
reitgestellt: 


im 

Jahr 

1965 

im 

Jahr 

1966 

im 

Jahr 

1967 

im 

Jahr 

1968 

im 

Jahr 

1969 

im 

Jahr 

1970 

im 

Jahr 

1971 

im 

Jahr 

1972 

im 

Jahr 

1973 

im 

Jahr 

1974 

im 

Jahr 

1975 

insgesamt 


3 851 267,29 DM 

4 961 634,60 DM 

5 496 639,98 DM 
5 254 844,61 DM 

4 880 357,46 DM 

5 032 347,10 DM 
5 052 254,23 DM 
3 711 703,94 DM 

8 137 000,00 DM 
7 167 098,66 DM 

9 476 050,00 DM 

69 859 406,97 DM 


Die Zuschüsse ;im Gesamtbetrag von rund 69,859 Millionen DM 
haben dazu beigetragen, folgende Maßnahmen durchzuführen; 

25 zentrale Aus- und Fortbildungsstät- 
ten für hauptberufliche und ehren- 
amtliche Mitarbeiter in der Jugend- 
hilfe rd. 8,701 Millionen DM 


*) Der Differenzbetrag zwischen Spalte d und e wurde an die Aktion 
Sorgenkind abgeführt. 


46 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5749 


145 zentrale oder überregionale Jugend- 
begegnungs- und Jugendbildungs- 
zentren, Jugemdgästehäuser, Jugend- 
höfe und ähnliche Einrichtungen rd. 24,858 Millionen DM 

128 Wohnheime für Jugendliche und 
Kinder, Kinderdörfer, heilpädagogi- 
sche Heime und Einrichtungen für 
behinderte und benachteiligte Kin- 
der und Jugendliche rd. 30,204 Millionen DM 

79 Büchereien in überregionalen Ju- 
gendbildungsstätten rd. 0,283 Millionen DM 

77 Einrichtungen der Jugendhilfe, in 
denen die durch Katastrophenein- 
wirkung entstandenen Schäden be- 
seitigt wurden rd. 1,212 Millionen DM 

2 Olympiafahrten der deutschen Ju- 
gend — nach Tokio im Jahr 1964 

und nach Mexiko im Jahr 1968 — rd. 1,925 Millionen DM 


53 sonstige Maßnahmen der Jugendhilfe rd. 2,676 Millionen DM 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


72. Abgeordneter 

Schröder, 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Womit rechtfertigt die Bundesregierung den 
Tatbestand monatelanger Beschäftigungslosig- 
keit einer Angestellten im Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
und gibt es ähnliche Fälle in anderen Bundes- 
ministerien oder Bundesbehörden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 12. August 

Der Tatbestand einer monatelangen Beschäftigungslosigkeit einer 
Angestellten liegt nicht vor. Es handelt sich um Behauptungen 
einer Angestellten des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, die diese in einem von ihr anhängig 
gemachten arbeitsgerichtlichen Verfahren, dessen Ausgang ab- 
zuwarten ist, vertreten muß. 


73. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist das Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau bereit, der Angestell- 
ten Filicitas Strippgen wieder eine ihrer Besol- 
dungsgruppe entsprechenden Tätigkeit zuzu- 
weisen und wenn ja, welche und ab wann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 12. August 

Die Angestellte übt nach wie vor eine ihrer Vergütungsgruppe 
entsprechende Tätigkeit aus. 
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74. Abgeordneter 

Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in jüngsten 
Presseveröffentlichungen aufgezeigten Be- 
fürchtungen über eine zunehmende „Stadt- 
flucht" (Welt vom 7. August 1976, „Frankfurter 
Rundschau" vom 9. August 1976), welche Er- 
kenntnisse über Ursachen und Auswirkungen 
dieser Entwicklung liegen der Bundesregie- 
rung vor, und welche Maßnahmen gedenkt sie 
dagegen zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 1. September 


Der Bundesregierung ist die Tatsache, daß insbesondere die 
Großstädte Teile ihrer Bevölkerung durch Abwanderung ver- 
lieren, bekannt. Die meisten Bürger, die aus den Städten ab- 
wandern, ziehen in das jeweilige Stadtumland und verhalten 
sich — auch auf Grund der erheblich verbesserten Verkehrs Ver- 
bindungen im Umland — weiter wie Bewohner der Stadt. Dieses 
Wanderungsverhalten kann nicht einfach als „Stadtflucht" 
charakterisiert werden, da die Bürger weiterhin ihre Lebens- 
grundlage in den Städten haben und diese nicht aus grundsätz- 
licher Ablehnung verlassen. 

Die Stadtumlandwanderungen können vor allem als wohnungs- 
und wohnumfeldbedingt angesehen werden, während die Fern- 
wanderungen vornehmlich arbeitsplatz- bzw. ausbildungsbedingt 
sind. Insbesondere die Bewohner aus dicht besiedelten Stadt- 
teilen mit einem hohen Bestand an älteren Wohnungen, die den 
heutigen Ausstattungsansprüchen nicht mehr voll genügen, su- 
chen nach größeren und besser ausgestatteten Wohnungen, die 
sie häufig am Stadtrand bzw. in Gemeinden in der Nähe der 
Stadt finden. Denn in vielen Stadtgebieten bestehen oftmals keine 
flächenmäßigen Voraussetzungen, um diese Wohnwünsche im 
vertrauten Stadtviertel zu realisieren. 

Die Bundesregierung hat auf die Probleme der Wanderung in 
ihren Städtebau- und Raumordnungsberichten aufmerksam ge- 
macht und dem Deutschen Bundestag sowie der Öffentlichkeit 
darüber berichtet. Zur Vertiefung der Kenntnisse über das Wan- 
derungsverhalten und dessen vielschichtige Folgeprobleme erteilt 
sie besondere Forschungsaufträge (z. B. „Der Verstädterungs- 
prozeß in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen eines Mo- 
dells der Beschreibung und Erklärung des Wanderungsverhal- 
tens "). 

Die Bundesregierung hat mehrfach darauf hingewiesen, daß die 
Wanderungsprozesse nicht ungesteuert ablaufen dürfen, weil 
dadurch Tendenzen einer ungleichgewichtigen wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung in den Städten und Regionen verstärkt 
würden. 

Die Bundesregierung hat deshalb in Zusammenarbeit mit den 
Ländern das Bundesraumordnungsprogramm beschlossen, wel- 
ches die Forderung stellt, daß in den Räumen Düsseldorf, Köln, 
Frankfurt/Main, Stuttgart und München jeder größere Wande- 
rungsgewinn aus anderen Regionen der Bundesrepublik Deutsch- 
land verhindert werden muß. Daneben hat sie eine Reihe von 
anderen Instrumenten bereitgestellt, welche die Arbeits- und 
Lebensbedingungen innerhalb der Städte und damit auch das 
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Wanderungsverhalten beeinflussen. Mit Hilfe des Städtebau- 
förderungsgesetzes kann städtebaulichen Mißständen, die be- 
sonders stark in Kerngebieten oder city-nahen Stadtvierteln auf- 
treten, begegnet werden. Im Rahmen des Bundesprogramms nach 
dem Städtebauförderungsgesetz werden eine Vielzahl städte- 
baulicher Sanierungsmaßnahmen gefördert, die dazu beitragen 
werden, unzumutbare bauliche, hygienische und soziale Lebens- 
bedingungen sowie Mängel an sozialen und technischen Infra- 
strukturen in Kerngebieten oder city-nahen Stadtvierteln zu 
beseitigen. Auch die umfangreichen Modernisierungsprogramme 
des Bundes, die durch das neue Wohnungsmodernisierungsge- 
setz zu einer Dauerförderung werden, sollen dazu beitragen, das 
Wohnungsangebot innerhalb der Städte — insbesondere in 
gefährdeten Stadtbereichen — zu verbessern und so den Ab- 
wanderungsdruck zu mindern. Dies gilt insbesondere auch für 
den vom Bund geförderten Wohnungsbau sowie die breit ge- 
fächerte Eigentumsförderung. 

Freilich muß aber darauf hingewiesen werden, daß bei den Ver- 
änderungsprcrz; essen durch Modernisierung und Sanierung in der 
Regel größere Wohnungen geschaffen werden, die Wohndichte 
also herabgesetz wird und dadurch vorübergehend eine zusätz- 
liche Wanderung entsteht. Die Konjunkturprogramme der Bun- 
desregierung haben zusätzliche Mittel in Milliardenhöhe zur 
Verbesserung der Lebensverhältnisse in den Städten mobilisiert. 
Mit dem Bundes-Immissionsschutzgesetz wurden die Vorausset- 
zungen dafür geschaffen, die Umweltbeeinträchtigungen, die für 
viele Bewohner ein zusätzlicher Grund zum Verlassen der Städte 
sind, zu bekämpfen. Die verbesserten Planungsinstrumente nach 
dem novellierten Bundesbaugesetz können ebenfalls von den 
Städten dazu angewendet werden, die Lebensqualität in ihren 
Stadtgebieten zu verbessern sowie beispielsweise vorhandene 
Baulücken zu füllen, 

Hinzuweisen ist auch auf den kommunalen Finanzausgleich so- 
wie die Regelungen und Erfolge des Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetzes. 

Alle Maßnahmen und Instrumente können jedoch nicht verhin- 
dern, daß in vielen Städten, innerhalb ihrer historisch oft zu- 
fällig entstandenen Stadtgrenzen, nicht genügend Flächen vor- 
handen sind, um den wachsenden Ansprüchen an die Wohnung 
und das Wohn-umfeld zu genügen. Insofern wird es selbst bei 
einem Einsatz aller verbesserten oder neu geschaffenen Instru- 
mente auch künftig Wanderungsbewegungen geben. Wichtig ist 
jedoch, diese in Bahnen verlaufen zu lassen, die keine einseitigen 
Belastungen nach sich ziehen. Diese zu verhindern, liegt in erster 
Linie in der Zuständigkeit der Länder und Gemeinden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


75. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Grundrechte des Grundgesetzes eingeschränkt 
werden und Beihilfe zur Freiheitsberaubung 
begangen wird, wenn — wie dies in Berlin 
(West) durch den Senat von Berlin geschehen 
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sein soll — für Arbeiten an den Grenzbefesti- 
gungsanlagen an der Sektoren- oder Zonen- 
grenze behördlicherseits eine „Baustellenbe- 
grenzung" zugesagt wird, innerhalb derer von 
Bautrupps der „DDR" Gebiet diesseits der 
Grenzbefestigungsanlagen betreten werden 
darf, und wenn ja, welche Folgerungen wird 
die Bundesregierung daraus ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 2. September 


Baufällige Häuser und alte Mauerreste auf dem Gebiet des Ost- 
sektors von Berlin bilden seit langem Gefahrenstellen für das 
Gebiet der Berliner Westsektoren. Zu ihrer notwendigen, auf 
andere Weise nicht möglichen Beseitigung hat der Senat von 
Berlin mit Genehmigung der drei Westmächte Bautrupps der 
östlichen Seite das Betreten des Gebiets der Westsektoren an 
genau festgelegten Abschnitten gestattet. Diese Abbrucharbeiten 
dienen also nicht der Errichtung von Grenzanlagen. 

Außerdem hat der Senat von Berlin seine Gestattung von zwei 
Bedingungen abhängig gemacht: Die Arbeiter der anderen Seite 
dürfen nicht von Polizisten oder anderen waffentragenden uni- 
formierten Personen begleitet werden. Darüber hinaus darf die 
Baustelle auf dem Gebiet der Westsektoren nur mit einer 
Flatterleine, nicht aber mit einem Bauzaun begrenzt werden. 

Die Bundesregierung vermag in diesem Verhalten des Senats 
von Berlin keine Einschränkung von Grundrechten oder eine 
Beihilfe zur Freiheitsberaubung zu sehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


76. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß Spätaussiedler, die zur An- 
erkennung ihrer Qualifikation oder wegen 
einer in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
anerkannten Studienfachverbindung im Her- 
kunftsland ein Ergänzungs- bzw. Zusatzstudi- 
um absolvieren, nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz nur ein Darlehen und nicht 
volle Unterstützung (Zuschüsse) erhalten, so 
daß sie neben ihrer sonstigen Eingliederung 
später noch das Darlehen zurückzahlen müssen, 
und ist die Bundesregierung gegebenenfalls 
bereit zu veranlassen oder — soweit dazu eine 
Änderung des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes erforderlich ist — darauf hinzuwir- 
ken, daß dieses Ergänzungs- bzw. Zusatzstu- 
dium auf Grund der Situation der Spätaus- 
siedler generell als Normalstudium mit vollen 
Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz anerkannt wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 25. August 


1. Für die Frage, ob Ausbildungsförderung — mit Ausnahme des 
Pflichtdarlehens nach § 17 Abs. 2 BAföG — als Zuschuß oder 
ausschließlich als Darlehen geleistet wird, ist im gegebenen 
Zusammenhang entscheidend, ob der Aussiedler bereits einen 
berufsqualifizierenden Abschluß im Sinne des § 7 Abs. 1 
BAföG erreicht hat. Dabei ist unter einem berufsqualifizieren- 
den Abschluß bei einem Deutschen im Sinne des Grundge- 
setzes nur ein Abschluß zu verstehen, der zur Ausübung 
eines Berufs in der Bundesrepublik Deutschland berechtigt. 


1.1 Hat ein Aussiedler — wie Sie ausführen — einen berufsquali- 
fizierenden Abschluß in Polen erlangt, der in der Bundes- 
republik Deutschland nicht anerkannt wird, und führt der 
Aussiedler hier eine erneute Ausbildung durch, so erhält 
er Ausbildungsförderung nach dem BAföG. Sie wird — mit 
Ausnahme des Grunddarlehens (§ 17 Abs. 2 BAföG) — 
in der Form von Zuschuß geleistet. 


1.2 Verfügt der Aussiedler dagegen über einen in Polen erlang- 
ten, in der Bundesrepublik Deutschland anerkannten berufs- 
qualifizierenden Abschluß und möchte er hier noch ein Ergän- 
zungs- oder Aufbaustudium durchführen, so kann er für eine 
weitere Ausbildung nach § 7 Absatz 2 BAföG Ausbildungs- 
förderung unter den gleichen Umständen erhalten wie jeder 
andere Deutsche auch. Die Ausbildungsförderung wird in 
diesem Fall als Darlehen geleistet (§ 17 Absatz 3 BAföG). 


2. Auf Grund eines Rundschreibens des Bundeswohnungsbau- 
ministeriums vom 6. Mai 1976 an die obersten Landesbehör- 
den für Ausbildungsförderung wird entsprechend den oben 
dargelegten Grundsätzen in allen Ländern bei dem Vollzug 
des BAföG gegenüber Spätaussiedlern verfahren. 


Danach kommt es nicht zu den von Ihnen befürchteten Benach- 
teiligungen der Spätaussiedler bei der Leistung von Ausbil- 
dungsförderung. Die Bundesregierung hat vielmehr rechtzeitig 
alles Erforderliche getan, um den Spätaussiedlern ihrer besonde- 
ren Situation entsprechend Ausbildungsförderung zu leisten. 


77. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit dem Grund- 
Schedl satz der Neutralität bei der Vergabe von Auf- 

(CDU/CSU) trägen an Architekten und mit den Bestim- 

mungen des Architektenrechts für vereinbar, 
Empfehlungen zur Einschaltung von bestimm- 
ten Architekten bei der Planung von „über- 
betrieblichen Ausbildungsstätten " auszuspre- 
chen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 31. August 


Um die Qualität der beruflichen Bildung zu verbessern und Aus- 
bildungsplätze vor allem in kleinen und mittelgroßen Betrieben 
zu erhalten, hat die Bundesregierung in den letzten Jahren mit 
großem Nachdruck das Schwerpunktprogramm „überbetriebliche 
Ausbildungsstätten" geschaffen, aufgebaut und vorangebracht. 
Von Mitte 1974, als der Deutsche Bundestag erstmals Mittel für 
diesen Zweck freigab, bis Mitte 1976 wurden für mehr als 
70 Projekte mit annähernd 15 000 Plätzen etwa 220 Millionen DM 
zugeteilt. In vergleichbaren Größenordnungen liegen die in der 
mittelfristigen Finanzplanung des Bundes für die Zukunft vor- 
gesehenen Beträge. 

Mit dieser erfolgreichen finanziellen Anstrengung hat die Bun- 
desregierung eine große Verantwortung für den wirtschaftlichen 
Einsatz der Mittel übernommen. Daher hat das Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft die Erarbeitung einer Reihe 
von Planungshilfen ausgeschrieben, die inzwischen zum großen 
Teil vorliegen. Sie sollen dazu beitragen, daß Konzeption und 
Bau der überbetrieblichen Ausbildungsstätten rationalisiert und 
damit Steuermittel möglichst sparsam verwendet werden. 

Im Rahmen dieser Bestrebungen hat der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft unter Einschaltung des Bundes Deut- 
scher Architekten einen Wettbewerb für zwei Vorhaben mit 
Modellcharakter in Aachen und Bremen ausgelobt. Um die Ar- 
beits- und Finanzkraft kleinerer Teams nicht zu überfordern, 
wurden die Leistungen in je eine Qualifikations- und eine 
Optimierungsstufe gegliedert. Ein derartiger offener Wettbe- 
werb, in dem ein unabhängiges Preisgericht die Entscheidung 
über die Qualität der Arbeit fällt, ist ein besonders wirksamer 
und zugleich neutraler Weg zur Gewinnung neuer fachlicher 
Erkenntnisse. Ausführliche Dokumentationen, die das Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft herausgegeben hat, 
ermöglichen anschließend eine kritische Beurteilung durch die 
gesamte sachkundige Öffentlichkeit. Zu der „Marktransparenz" 
in diesem verhältnismäßig neuen Aufgabenbereich gehört frei- 
lich auch, daß auf die in einer derartigen, mit erheblichen öffent- 
lichen Mitteln finanzierten Konkurrenz erfolgreichen Teilnehmer 
aufmerksam gemacht wird. Die Entscheidung über die Heran- 
ziehung eines Architekten für ein konkretes Objekt bleibt davon 
unberührt und liegt allein in der Hand des jeweiligen Bau- 
interessenten. Diese Gesamtkonzeption trägt auch unter recht- 
lichen Gesichtspunkten dem Berufsverständnis des Architekten 
insoweit Rechnung, als ein freier Wettbewerb des schöpferischen 
Geistes ermöglicht wird. 


78. Abgeordneter 

Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts des insbe- 
sondere konkursbedingten Rückgangs der be- 
trieblichen Ausbildungsplätze für die Metall- 
berufe im Raum Rottenburg (Kreis Tübingen) 
von über 55 auf derzeit 15 bereit, ähnlich wie 
das Land Baden-Württemberg, finanzielle Zu- 
schüsse zu der Fortführung der Lehrwerkstätte 
zu gewähren, welche in dem in Konkurs ge- 
gangenen Fouquet-Werk bestand und deren 
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Ausbildungsplätze jetzt in der Trägerschaft 
des Kreises Tübingen zumindest bis 1980 in 
einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte als 
Vorstufe späterer neuer betrieblicher Ausbil- 
dungsplätze erhalten bleiben sollen, und wel- 
che konkreten Finanzzusagen kann die Bun- 
desregierung dem Kreis Tübingen hierzu für 
das Jahr 1977 und für die folgenden Jahre 
gegebenenfalls in Aussicht stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 2. September 

Zunächst bedanke ich mich für das Interesse, das Sie dem von der 
Bundesregierung schon vor drei Jahren initiierten Schwerpunkt- 
programm „überbetriebliche Ausbildungsstätten" entgegenbrin- 
gen. Daraus schließe ich, daß Stellungnahmen wie die des Spre- 
chers Ihrer Fraktion in der Bundestagsdebatte am 19. Juni 1975, 
wonach die Gefahr bestehen sollte, daß überbetriebliche Aus- 
bildungsstätten „in der Konzeption des Regierungsentwurfs" 
(eines Berufsbildungsgesetzes) zum Vehikel des Abbaus be- 
trieblicher Ausbildung werden, der Vergangenheit angehören 
und daß die Bedeutung der überbetrieblichen Werkstätten für 
eine qualifizierte Ausbildung der Jugendlichen jetzt auch von 
Ihnen anerkannt wird. 

Die Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten in Baden- 
Württemberg werde ich, wie in den vergangenen beiden Jahren, 
als 21 Millionen DM Bundesmittel für neun Investitionsvor- 
haben bewilligt wurden, auch künftig im erforderlichen Umfang 
voranbringen. 

Bei dem von Ihnen erwähnten Vorhaben in Rottenburg sind im 
letzten Jahr auf Initiative von Herrn Kollegen Professor Dr. Fritz 
Schäfer, Tübingen, zahlreiche Versuche unternommen worden, 
um das Ausbildungsplatzangebot in der Region auch in Zukunft 
im bisherigen Umfang sicherzustellen. Insbesondere verweise 
ich auf die Erklärung des Landkreises Tübingen vom 11. August 
1976 über das an diesem Tag dort geführte Gespräch, an dem 
Sie und ein Vertreter des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft teilgenommen haben. 

Der Landkreis stellt fest: 

„Der Trägerverein könnte auch erwägen, das Gebäude mit In- 
ventar der Lehrwerkstatt zu erwerben. Für diese Investitionen 
könnte mit Zuschüssen des Bundes (80%) und des Landes (10%) 
gerechnet werden. Die restlichen Investitionskosten wären vom 
Trägerverein aufzubringen. 

Für eine Anlaufphase von vier Jahren könnte für die langfri- 
stige Regelung auch mit einem Betriebszuschuß (Personal- und 
Sachkosten) bis zu 50% von .seiten des Bundes gerechnet 
werden." 

Nachdem in der Besprechung am 11. August 1976 in Ihrer Gegen- 
wart die Vielschichtigkeit der zu lösenden Probleme eingehend 
erörtert worden ist, werden Sie Verständnis dafür haben, daß 
ich im augenblicklichen frühen Stadium der Vorbereitungen und 
in Ermangelung entscheidungsreifer Antragsunterlagen noch 
keine Angaben über konkrete Beträge machen kann, die für 1977 
als Bundesleistung in Betracht kommen könnten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


79. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Forschung und 
Dr. Stavenhagen Technologie bereit, eine „Informationsstelle 
(CDU/CSU) für neue Energietechniken" im Rahmen seines 

Energieforschungsprogramms zu unterstützen, 
um die Bevölkerung über neue Möglichkeiten 
der Energiegewinnung und -ersparnis wie 
auch Bezugsquellen für neue Energietechniken 
aufzuklären? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 19. August 

Ich begrüße, daß Sie die Anstrengungen der Bundesregierung zur 
Information der Bevölkerung über Energiegewinnung und -er- 
sparnis als sachbezogene Aufgabe auch der Forschungs- und 
Technologiepolitik unterstützen. Der Bundesminister für For- 
schung und Technologie hat diese Aufgabe entgegen der Kritik 
der Opposition an derartigen Aufklärungsvorhaben immer als 
wichtigen Bestandteil der ministeriellen Arbeit angesehen und 
dementsprechend gehandelt. Auch in der Fortschreibung der 
Forschungsprogramme im Energiebereich werden begleitende 
Aufklärungsmaßnahmen vorgesehen. Dies betrifft insbesondere 
auch die Erstellung von verständlichen Kurzfassungen umfang- 
reicher wissenschaftlicher Untersuchungen. 


80. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, insbeson- 

Dr. Stavenhagen dere zur Einführung von Sonnenenergiekollek- 

(CDU/CSU) toren, . Wärmepumpen, Windenergieanlagen 

und andere neue Energietechniken, vorüber- 
• gehend zur Markteinführung zinsgünstige 

Darlehen bereitzustellen? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 19. August 

Die Bundesregierung hat zuletzt in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage betr, neue Primärenergiequellen (Drucksache 7/5313) zu 
Frage 6 vom 4. Juni 1976 und in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages vom 25. Juni 1975 (Stenographischer Bericht über 
die 254. Sitzung, Seite 18 156, Anlage 26) ausführlich beantwortet, 
welche Vergünstigungen bestehen und welche Untersuchungen 
und Überlegungen über Markteinführungsstrategien im Gange 
sind. 


81. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung in bezug auf den 
Reaktorbau die in der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 3. August 1976 vertretene 
Auffassung, „wenn überhaupt, dann jedenfalls 
das sicherste Reaktorsystem zu verwenden. 
Das aber ist der mit Helium gekühlte Hoch- 
temperaturreaktor, der auch bei Totalzerstö- 
rung nicht zu einer unmittelbaren Gefahr für 
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die Bevölkerung werden kann. Seine Sicher- 
heit ist nach den neusten amerikanischen Un- 
tersuchungen um einen Faktor von 1000 bis 
10 000 größer als die der Leichtwasserreakto- 
ren. ", und wenn ja, welche Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung aus diesen Erkenntnissen 
für die geplanten oder auch bereits in Bau 
befindlichen Reaktoren — wie z. B. Grafen- 
rheinfeld bei Schweinfurt? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 30. August 

Die globale Aussage, daß die Sicherheit des Hochtemperatur- 
reaktors (HTR) 1 000 bis 10 000 mal größer sei als die der Leicht- 
wasserreaktoren (LWR), läßt sich auf der Basis heutiger Kennt- 
nisse weder beweisen noch widerlegen. 

Für das LWR-System ist in den USA eine detaillierte Risiko- 
analyse durchgeführt worden (sogenannte Rasmussen-Studie), 
die z. Z. auf die speziellen Verhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland übertragen wird. Eine in der Zielsetzung ähnliche, 
aber im Bearbeitungsumfang weniger aufwendige, Studie für das 
amerikanische HTR-System ist in den USA weitgehend abge- 
schlossen. Die Übertragung auch dieser Studie auf die Verhält- 
nisse in der Bundesrepublik Deutschland ist in Vorbereitung. 
Die Aussagekraft der beiden Studien ist aber schon deswegen 
nicht vergleichbar, weil der Kenntnis- und Erfahrungsstand be- 
züglich der beiden betrachteten Systeme sehr unterschiedlich ist: 
für das LWR-System liegen aus zahlreichen Anlagen Erfahrungen 
bezüglich Bau, Genehmigung und Betrieb vor, während bisher 
weltweit noch kein HTR-Kraftwerk kommerzieller Größe in Bau 
oder Betrieb ist. Da wesentliche Konstruktionsmerkmale großer 
HTR-Kraftwerke noch nicht feststehen, ist wegen der unter- 
schiedlichen Ausgangsbasis ein zuverlässiger bewertender Ver- 
gleich der beiden Systeme heute nicht möglich. 

Der HTR hat vom physikalischen Prinzip her gegenüber dem 
LWR unterschiedliche Sicherheitsmerkmale, deren Bedeutung 
aber erst im Zusammenhang mit der Gesamtkonzeption der 
Anlage, ihrer detaillierten konstruktiven Ausführung und der 
Erprobung der Zuverlässigkeit der eingesetzten Werkstoffe und 
Komponenten beurteilt werden kann. Die theoretischen und 
experimentellen Arbeiten zum HTR-Gesamtsystem werden da- 
her in der Bundesrepublik Deutschland fortgeführt, um die vor- 
handenen Kenntnisse in dem Maße zu erweitern und abzusichern, 
wie es ohne Erfahrungen mit der detaillierten Auslegung, dem 
Bau und dem Betrieb einer großen Anlage möglich ist. 

Nach dem Atomgesetz darf die Genehmigung zur Errichtung bzw. 
zum Betrieb kerntechnischer Anlagen nur erteilt werden, wenn 
u. a. die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforder- 
liche Vorsorge gegen Schäden durch die Errichtung und den Be- 
trieb der Anlage getroffen ist. Eine strenge Genehmigungspraxis 
trägt dafür Sorge, daß alle in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Einsatz kommenden kerntechnischen Anlagen ein sehr 
hohes Maß an Sicherheit erhalten, und zwar unabhängig vom 
Typ der Anlage. 


Bonn, den 8. September 1976 



